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Stadtbauamt 604 Kehl, den 08.04.03 Li/Bé 
 
 
 

BEGRÜNDUNG 
 

zum Bebauungsplan „Ried 2. Änderung“ in Kehl-Bodersweier 
 
 

Der Bebauungsplan „Ried“ ist am 30.03.1994 in Kraft getreten. 
 
 
I. Erfordernis der Planänderung 
 

Die Firma Jean D’Arcel cosmétique GmbH & Co. KG, deren Firmengebäude sich 
auf den kompletten östlichen Teil des Bebauungsplan-Geltungsbereichs erstre-
cken, plant den Neubau eines Verwaltungsgebäudes. Das neue Gebäude soll 
nördlich des jetzigen Verwaltungsbaus liegen, der baufällig ist und abgerissen 
wird. Der neue Standort geht geringfügig über die Baugrenze, den Pflanzstreifen 
und den Geltungsbereich, wie sie im vorhandenen Bebauungsplan festgesetzt 
sind, hinaus. Außerdem ist das neue Gebäude unwesentlich höher als es die 
derzeit festgesetzte maximale Höhe in diesem Bereich zulässt. 

Die B-Plan-Änderung ist notwendig, um eine geordnete städtebauliche Entwick-
lung in diesem Bereich sicherzustellen. 

 
 
II. Planinhalt 
  

Der gesamte Geltungsbereich ist als Gewerbegebiet mit Einschränkungen (siehe 
Textfestsetzungen) festgesetzt, die gegenüber dem vorhandenen Plan nicht ge-
ändert wurden. Auch das Maß der baulichen Nutzung wurde mit 0,6 Grundflä-
chenzahl (GRZ) und 1,2 Geschossflächenzahl (GFZ) nicht verändert. 

Um den Anforderungen des Verwaltungsneubaus gerecht zu werden, wird die 
maximal zulässige Gebäudehöhe auf 15 m festgesetzt. Damit die Regelung der 
Gebäudehöhen einheitlich gestaltet wird, wird der Geltungsbereich „GH max. 15 
m“ auf den gesamten mittleren Bereich des Bebauungsplanes ausgedehnt. Im 
vorhandenen Bebauungsplan variieren die zulässigen Höhen aufgrund früherer, 
inzwischen aber hinfälliger Planungen zwischen 12 und 15 m. Nach Norden hin 
zur freien Landschaft und im südlichen Geltungsbereich wurde die bisherige 
max. Gebäudehöhe von 10 bzw. 12 m beibehalten. Es entsteht somit keine Be-
einträchtigung der Ortsrandlage. 

Der Neubau des Verwaltungsgebäudes zieht eine geringfügige Verschiebung der 
Baugrenze und des Pflanzstreifens im Nordosten in östliche Richtung nach sich. 
Ebenso wird eine Ausdehnung des Geltungsbereichs an dieser Stelle nach Os-
ten notwendig. Auch der Feldweg, der in Verlängerung der Straße „Im Fuchseck“ 
nach Norden führt, wird überbaut und muss somit um einige Meter in östliche 
Richtung verlegt werden. 
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Die beschriebenen Änderungen sind städtebaulich vertretbar. Durch die geän-
derten Festsetzungen wird lediglich eine Verlagerung bzw. Neuordnung bereits 
vorhandener und genehmigter Nutzungen (Verwaltung/Büros) ermöglicht. Dem-
nach werden sich aus den Änderungen nur unwesentliche Auswirkungen auf das 
Plangebiet und die Nachbargebiete ergeben. Außerdem sind durch die Maß-
nahmen keine Nutzungskonflikte mit angrenzenden Gebieten zu erwarten. 
 
 
III Naturschutzrechtliche Eingriffsregelung gemäß § 18 Bundesnatur-

schutzgesetz (BNatSchG) in der Bauleitplanung 
 
III.1. Bestandserfassung und Bewertung 

Das Erweiterungsgebiet besteht aus landwirtschaftlicher Fläche und wird acker-
baulich genutzt. 
Laut Landschaftsplan handelt es sich um einen Grünlandstandort, d.h. um einen 
feuchten bis wechselfeuchten Standort. Im Erweiterungsgebiet befinden sich kei-
ne Biotopstrukturen. Der Fläche wird eine mittlere Empfindlichkeit gegenüber 
Flächenverlust und Schadstoffeintrag zugeschrieben. Eine Bebauung ist aus 
landschaftsplanerischer Sicht möglich, allerdings wird ein Grünordnungsplan 
(GOP) gefordert. Gegen einzeilige Bebauung liegen keine Bedenken vor. 
In diesem Fall ist jedoch der Flächenverbrauch als geringfügig anzusehen 
(knapp 900 m²), so dass von der Aufstellung eines Grünordnungsplans abgese-
hen wird. Zumal der Eingriff auf einer extra dafür vorgesehenen Fläche ausgegli-
chen wird (s.u.). 
 
III.2. Ermittlung der Eingriffsintensität 

Durch die Verschiebung der Baugrenze im Nordosten vergrößert sich die über-
baubare Fläche um knapp 900 m². Diese Maßnahme ermöglicht die Bebauung 
bzw. Versiegelung der augenblicklich landwirtschaftlich genutzten Fläche und 
stellt somit einen Eingriff in den Naturhaushalt dar. Dieser betrifft die Schutzgüter 
Boden und Grundwasser: 
Durch die Flächenversiegelung entstehen Verluste gewachsener Böden mit mitt-
lerer bis schlechter Eignung für ackerbauliche Nutzung. Beeinträchtigungen des 
Grundwassers erfolgen durch die Beseitigung von Deckschichten und der Minde-
rung der Neubildungsrate. 
 
III.3. Vermeidung, Minimierung von Eingriffen, Ausgleichsmaßnahmen 

Weil Böden als Naturgut nicht erneuerbar sind, kommt ihrer Schonung große 
Bedeutung zu. Aus der Bodenschutzklausel des § 1a BauGB leitet sich die Ver-
pflichtung ab, den Flächenverbrauch für Siedlungszwecke zu minimieren und die 
Inanspruchnahme schonend zu gestalten. 

Der überbauten Fläche kann lediglich ein Teil ihrer Funktion als Ausgleichskörper 
im Wasserkreislauf, z.B. durch Maßnahmen zur Regenwasserversickerung, zu-
rückgegeben werden. Zur Minimierung des Eingriffs werden daher Festsetzun-
gen zur wasserdurchlässigen Bauweise von Verkehrsflächen in den Bebauungs-
plan aufgenommen, die sich auf den gesamten Geltungsbereich beziehen. Eine 
Soll-Regelung zur höhenmäßigen Lage der Kellerfußbodenunterkante besteht 
bereits im vorhandenen Bebauungsplan. 
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Die vorgesehenen Pflanzstreifen zur Ortsrandeingrünung mitsamt den Pflanzge-
boten werden ebenso aus dem vorhandenen Bebauungsplan übernommen, um 
eine Beeinträchtigung der Ortsrandlage zu vermeiden. 

Als Ausgleich für diesen Eingriff ist die Festsetzung einer Ausgleichsfläche nach 
§ 9 Abs. 1a BauGB auf der Fläche des jetzigen Verwaltungsgebäudes, das ab-
gerissen wird, vorgesehen. Der Abriss ermöglicht die Rückverlegung der Bau-
grenze im Südosten. Somit verringert sich die überbaubare Fläche um gut 900 
m². Das bedeutet, dass die überbaubare Fläche insgesamt durch die Maßnah-
men zurückgehen wird. 

Innerhalb der festgesetzten Ausgleichsfläche (insgesamt ca. 1.400 m²) soll eine 
komplette Entsiegelung und Begrünung vorgenommen werden. Auf diese Art und 
Weise wird mehr Boden entsiegelt als nach dem Eingriff zusätzlich versiegelt 
werden kann. Die Entsiegelung der Fläche erscheint aus ökologischer Sicht aus-
reichend, den vorgenommenen Eingriff in den Naturhaushalt im Sinne des Natur-
schutzgesetzes auszugleichen. Wird eine Bepflanzung der Fläche mit Bäumen 
und Sträuchern vorgesehen, so soll eine Auswahl aus der Pflanzliste in den Text-
festsetzungen vorgenommen werden. 
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I Notwendigkeit der Planaufstellung 
In Gewerbegebieten siedeln sich zunehmend gebietsschädliche Nutzung wie Einzel-
handelsbetriebe mit überwiegend zentrenrelevanten Sortimenten und Vergnügungs-
stätten an und verdrängen Handwerksbetriebe sowie produzierende und verarbeitende 
Gewerbebetriebe. 
 
Für im Stadtgebiet Kehl bestehende rechtsgültige Bebauungspläne gelten verschiede-
ne Baunutzungsverordnungen (BauNVO). Die BauNVO trat erstmals zum 1. August 
1962 in Kraft und wurde in den Jahren 1968, 1977, 1986, 1990 und 2013 novelliert. 
Soweit keine Übergangsvorschriften greifen, beziehen sich Festsetzungen in Bauleit-
plänen immer auf die im Zeitpunkt des Inkrafttretens des entsprechenden Bauleitplans 
geltende Fassung der Baunutzungsverordnung. 
 
Einkaufszentren, großflächige Einzelhandelsbetriebe und sonstige großflächige Han-
delsbetriebe sind seit der BauNVO 1977 außer in Kerngebieten nur in für sie festge-
setzten Sondergebieten zulässig. 
 
Im Geltungsbereich von Bebauungsplänen, denen die Baunutzungsverordnungen 1962 
und 1968 zugrunde liegen, sind großflächige Einzelhandelsbetriebe in Gewerbe- und 
Industriegebieten uneingeschränkt zulässig. Verhindert werden können solche Vorha-
ben nur durch eine Änderung der Bebauungspläne im Wege der Umstellung auf die ak-
tuelle BauNVO. Die BauNVO 2013 ist nach Artikel 3 des Gesetztes vom 11.06.2013 
(BGBl. I S. 1548) am 20.09.2013 in Kraft getreten. Da die Bebauungspläne nach dem 
20.09.2013 nach § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich ausgelegt wurden, sind auf sie die 
BauNVO 2013 anzuwenden. 
 
Vergnügungsstätten stellen seit der BauNVO 1990 einen eigenständigen Nutzungsbe-
griff in der BauNVO dar und die Zulässigkeit von Vergnügungsstätten ist ausdrücklich 
und zugleich abschließend geregelt. Vergnügungsstätten sind durchgehend als beson-
dere Nutzungsart erfasst und wurden zugleich aus dem allgemeinen Begriff der Ge-
werbebetriebe herausgenommen. 
 
Das Einzelhandels- und das Vergnügungsstättenkonzept der Stadt Kehl, zusammen 
mit der 1. Fortschreibung des Einzelhandelskonzepts der Stadt Kehl, stellen im Sinne 
des § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB städtebauliche Entwicklungskonzepte dar und sind ins-
besondere bei der Aufstellung von Bebauungsplänen zu berücksichtigen. 
 
Mit den Bebauungsplanänderungen wird, mit Ausnahme des Bebauungsplans "Ried II" 
in Kehl-Bodersweier, 1. Änderung, ausschließlich die Art der baulichen Nutzung gere-
gelt. 
 
Die Änderung bei der Art der baulichen Nutzung beschränkt sich auf die Zulässigkeit 
von Einzelhandelsbetrieben und Vergnügungsstätten. Weitere Arten von Nutzungen 
wurden im Vergleich zu den bestehenden planungsrechtlich festgesetzten Arten von 
Nutzungen nicht geändert. 
 
Zur Steuerung der Einzelhandelsentwicklung wurde in allen GE-Gebieten das Hand-
werkerprivileg planungsrechtlich festgesetzt. Im Bebauungsplan "Hafenstraße / 
Südstraße" in Kehl-Stadt, 1. Änderung wurde die ausnahmsweise Zulässigkeit von Be-
trieben des Kfz-Handwerks mit räumlich angegliedertem Kfz-Verkauf sowie Kfz-
Ersatzteil- bzw. -zubehörverkauf planungsrechtlich festgesetzt. 
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II Vorhandene Planungen und Untersuchungen 
Die vorhandenen Planungen bzw. Untersuchungen bilden die Grundlagen für die wei-
teren Entwicklungen bzw. Konkretisierung auf den nachfolgenden Planungsebenen. 
 
 

II.1 Regionalplanung 
Die Stadt Kehl ist Mittelzentrum. Mittelzentren dienen der Deckung des gehobenen sel-
tener auftretenden qualifizierten Bedarfs. Zentrale Orte versorgen eine größere Fläche 
in ihrem Umland, den sogenannten Verflechtungsbereich. Zum Mittelbereich der Stadt 
Kehl gehören die Gemeinden Rheinau und Willstätt. Eine Sonderstellung nimmt das 
Mittelzentrum Kehl durch seine unmittelbare Nähe zum französischen Oberzentrum 
Straßburg ein. 
 
Im Regionalplan wird zum Ausdruck gebracht, dass in grenznahen Orten die Verflech-
tungen zum Elsass zu berücksichtigen sind. Für Kehl bedeutet das, dass die Stadt in 
Zukunft weitere zentrale Funktionen wahrnehmen und ausbauen kann, die sich aus ih-
rer unmittelbaren Nachbarschaft zur Europastadt Straßburg ableiten. Über die Regi-
onsgrenze hinweg zum Elsass bestehen im Einzelhandelssektor und bei den privaten 
Dienstleistungen strukturbedingte Verflechtungen. 
 
Die Stadt Kehl hat im Regionalplan die gewerbliche Funktion einer Industrie- und Ge-
werbevorsorgezone, die industrielle und gewerbliche Entwicklungsmöglichkeiten grö-
ßeren Umfangs zur Stützung des regionalen Arbeitsplatzangebotes ohne Flächenbe-
grenzung eingeräumt. 
 
 

II.2 Einzelhandelskonzept der Stadt Kehl 
Zur Sicherung der Entwicklungsziele der Stadt Kehl ist ein Einzelhandelskonzept zur 
räumlichen Steuerung der Einzelhandelsentwicklung erarbeitet worden. Der Gemein-
derat der Stadt Kehl hat in seiner öffentlichen Sitzung am 20.03.2013 das fortgeschrie-
bene Einzelhandelskonzept für die Stadt Kehl als Grundlage für Entscheidungen für die 
weitere städtebauliche Entwicklung in Kehl mit dem vorrangigen Ziel der Stärkung der 
Kehler Innenstadt und dem Erhalt der Nahversorgung in den Stadtquartieren und den 
Ortsteilen beschlossen. 
 
Die Stadt Kehl hat das Büro Dr. Acocella mit der Erstellung eines Entwicklungskonzep-
tes für die Teilbereiche Einzelhandel und Gewerbe / Dienstleistungen beauftragt. Das 
Gutachten aus dem Jahr 2007 für den Teilbereich Einzelhandel beinhaltet neben der 
Ist-Analyse die künftige Entwicklung wie Ziele, Prognose, räumliche Entwicklung, Maß-
nahmenkonzept, aber auch städtebauliche Maßnahmenvorschläge. Das Gewerbe- / 
Dienstleistungsentwicklungskonzept setzt sich aus den Bausteinen Wirtschaftsstruk-
turanalyse, Flächenbedarf, Analyse des Flächenangebots und Analyse der Entwick-
lungsmöglichkeiten brachliegender Standorte zusammen. Daraus werden Vorschläge 
für die Entwicklung von Nachnutzungskonzepten entwickelt. 
 
Die 1. Fortschreibung des Einzelhandelskonzepts erfolgte ebenfalls durch das Büro Dr. 
Acocella. Hierzu wurde die vorhandene Versorgungssituation in Kehl ermittelt. Auf 
Grundlage von aktuellen Erhebungen wurde u.a. die Abgrenzung des zentralen Ver-
sorgungsbereichs der Kehler Innenstadt modifiziert, die zukünftige Nahversorgungs-
struktur festgelegt und die Kehler Sortimentsliste überarbeitet. 
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Mit dem Einzelhandelskonzept und der 1. Fortschreibung werden vor allem zwei Ziele 
verfolgt, nämlich die räumliche Einzelhandelsentwicklung auf die Innenstadt zu kon-
zentrieren und die Nahversorgungssituation in den Stadtteilen und Ortschaften zu stär-
ken und zu verbessern. Wichtiger Bestandteil des Einzelhandelskonzeptes der Stadt 
Kehl ist die Sortimentsliste, die nach der Zentrenrelevanz einzelner Sortimente ent-
scheidet. Ziele dieses Konzeptes sind u.a., dass zentrenrelevante Einzelhandelsbetrie-
be nur in den zentralen Versorgungsbereichen zugelassen werden sollen, dass Einzel-
handelsbetriebe mit nahversorgungsrelevanten Sortimenten ausnahmsweise für sons-
tige integrierte Lagen bei standortgerechter Dimensionierung zugelassen werden kön-
nen und dass nicht zentrenrelevanter Einzelhandel im gesamten Stadtgebiet, wo Ein-
zelhandel zulässig ist, zugelassen, aber auch gebietsabhängig zugunsten der Nahver-
sorgung begrenzt werden kann. 
 
Um diese Ziele unter Berücksichtigung der aktuellen Situation umsetzen zu können, 
wurde die Kehler Sortimentsliste mit der 1. Fortschreibung des Einzelhandelskonzepts 
um die nahversorgungsrelevante Sortimente als Teilmenge der zentrenrelevanten Sor-
timente ergänzt. Diese Kategorie wurde eingeführt, um eine gesonderte räumliche 
Steuerung von nahversorgungsrelevanten Sortimenten zu ermöglichen. 
 
 

II.3 Vergnügungsstättenkonzept der Stadt Kehl 
Zur Sicherung der Entwicklungsziele der Stadt Kehl ist ein Gesamtkonzept zur räumli-
chen Steuerung von Vergnügungsstätten erarbeitet worden. Der Gemeinderat der 
Stadt Kehl hat in seiner öffentlichen Sitzung am 30.09.2009 das Vergnügungsstätten-
Konzept als städtebauliches Entwicklungskonzept gem. § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB be-
schlossen, das bei der weiteren städtebaulichen Entwicklung in der Gesamtstadt als 
Grundlage bei der Ansiedlung von Vergnügungsstätten dienen soll. 
 
Vergnügungsstätten sollen sich im Stadtgebiet an Standorten ansiedeln, wo das stö-
rungsfreie Nebeneinander mit anderen Nutzungen möglich ist. So können empfindliche 
Bereiche geschützt werden. 
 
In der Vergangenheit hat sich gezeigt, dass gerade durch Spielhallen städtebaulich er-
wünschte Nutzungen wie Einzelhandel, Gastronomie oder Dienstleistungen verdrängt 
werden. Gleichzeitig werden auch die Wohnqualität gemindert und die verbleibenden 
Wohnnutzungen gestört. Vergnügungsstätten wie Bars, Spielhallen, Wettbüros etc. 
bringen meist eine erhebliche (Lärm-)Belästigung mit sich. Als Folge kann es zu Ab-
wanderungen von Käuferschichten und Leerständen oder aber Neuansiedlungen wei-
terer entsprechender Anlagen kommen, wodurch ein sog. Trading-Down-Effekt ausge-
löst werden kann. 
 
Kehl weist neben guten Lebensbedingungen auch eine hohe Wirtschaftskraft auf. Die 
gewerbliche Entwicklung soll durch die Schaffung ausreichender Gewerbeflächen zur 
Erhaltung eines vielseitigen und qualifizierten Arbeitsplatzangebots beitragen. Zur Si-
cherung der wirtschaftlichen Stabilität sollen Gewerbeflächen dem Handwerk sowie 
dem produzierenden und verarbeitendem Gewerbe vorbehalten bleiben. Bei einer zu-
nehmenden Inanspruchnahme von Gewerbeflächen durch Vergnügungsstätten besteht 
die Gefahr, dass der auf der Grundlage des Einzelhandelskonzepts entwickelte Ge-
werbeflächenbedarf nicht erreicht bzw. die Entwicklung beeinträchtigt wird. 
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Gewerbetreibende können häufig nicht mit den preislichen Angeboten für Grund und 
Boden mithalten, die von Betreibern der Vergnügungsstätten geboten werden. Es be-
steht die Gefahr, dass verstärkt nach Flächen zur Ansiedlung von Vergnügungsstätten 
in den Gewerbegebieten Ausschau gehalten wird. Handwerks- und Gewerbetreibende 
können häufig nicht mit den preislichen Angeboten für Grund und Boden mithalten, die 
von Betreibern der Vergnügungsstätten gemacht werden, was dazu führen kann, dass 
die Gewerbebetriebe verdrängt werden. Dies kann eine Niveauabsenkung des Gewer-
begebietes mit sich bringen. 
 
Eine räumliche Konzentration von Vergnügungsstätten ermöglicht den generellen Aus-
schluss von Vergnügungsstätten an anderen Stellen im Stadtgebiet. Eine räumliche 
Konzentration von Vergnügungsstätten der Kategorie A1 ist u.a. innerhalb der zentralen 
Innenstadtlage und im westlichen Bereich südlich der Königsberger Straße vorgehse-
hen. Eine räumliche Konzentration von Vergnügungsstätten der Kategorie B2 ist u.a. 
nördlich der Allensteiner Straße im Gewerbegebiet Läger, und an der Graudenzer 
Straße vorgesehen. 
 
 

III Planungsziele 
 
 
Anpassung an die BauNVO 
Für im Stadtgebiet Kehl bestehende rechtsgültige Bebauungspläne gelten verschiede-
ne Baunutzungsverordnungen (BauNVO). Die BauNVO trat erstmals zum 1. August 
1962 in Kraft und wurde in den Jahren 1968, 1977, 1986, 1990 und 2013 novelliert. 
Soweit keine Übergangsvorschriften greifen, beziehen sich Festsetzungen in Bauleit-
plänen immer auf die im Zeitpunkt des Inkrafttretens des entsprechenden Bauleitplans 
geltende Fassung der Baunutzungsverordnung. 
 
Einkaufszentren, großflächige Einzelhandelsbetriebe und sonstige großflächige Han-
delsbetriebe sind seit der BauNVO 1977 außer in Kerngebieten nur in für sie festge-
setzten Sondergebieten zulässig. 
 
Im Geltungsbereich von Bebauungsplänen, denen die Baunutzungsverordnungen 1962 
und 1968 zugrunde liegen, sind großflächige Einzelhandelsbetriebe in Gewerbe- und 
Industriegebieten uneingeschränkt zulässig. Verhindert werden können solche Vorha-
ben nur durch eine Änderung der Bebauungspläne im Wege der Umstellung auf die ak-
tuelle BauNVO. Die BauNVO 2013 ist nach Artikel 3 des Gesetztes vom 11.06.2013 
(BGBl. I S. 1548) am 20.09.2013 in Kraft getreten. Da die Bebauungspläne nach dem 
20.09.2013 nach § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich ausgelegt wurden, sind auf sie die 
BauNVO 2013 anzuwenden. 
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Vergnügungsstätten stellen seit der BauNVO 1990 einen eigenständigen Nutzungsbe-
griff in der BauNVO dar und die Zulässigkeit von Vergnügungsstätten ist ausdrücklich 
und zugleich abschließend geregelt. Vergnügungsstätten sind durchgehend als beson-
dere Nutzungsart erfasst und wurden zugleich aus dem allgemeinen Begriff der Ge-
werbebetriebe herausgenommen. 
 
 
Umsetzung des Einzelhandelkonzeptes 
Zur räumlichen Steuerung der Einzelhandelsentwicklung sind die Ziele des Einzel-
handelkonzeptes der Stadt Kehl bei der Aufstellung von Bebauungsplänen zu berück-
sichtigen. 
 
Das Einzelhandelskonzept der Stadt Kehl ist strikt umzusetzen, da abweichende Prä-
zedenzfälle die rechtliche Durchsetzung des Konzeptes gefährden würden. 
 
Mit der Änderung der Bebauungspläne soll verhindert werden, dass Einzelhandelsbe-
triebe in Gewerbe- und Industriegebieten uneingeschränkt zulässig sind. Wesentliche 
Ziele der auf den Einzelhandel bezogenen planungsrechtlichen Festsetzungen sind der 
Schutz der Funktionsfähigkeit der Innenstadt bzw. der zentralen Versorgungsbereiche 
sowie die Sicherung von Gewerbeflächen für Handwerk, produzierendes und verarbei-
tendes Gewerbe. 
 
Mit der Änderung der Bebauungspläne sind in Mischgebieten im Einzelfall Einzelhan-
delsbetriebe mit nahversorgungsrelevantem und nicht zentrenrelevantem Hauptsorti-
ment, davon auf max. 10 % der Verkaufsfläche weitere zentrenrelevante Sortimente 
als Ergänzungs- und Randsortimente, zulässig. 
 
Mit der Änderung der Bebauungspläne sind in den Gewerbegebieten nicht großflächige 
Einzelhandelsbetriebe mit nicht zentrenrelevantem Hauptsortiment, davon auf max. 10 
% der Verkaufsfläche weitere zentrenrelevante Sortimente als Ergänzungs- und Rand-
sortimente, zulässig. 
 
Für die bestehenden Einzelhandelseinrichtungen mit zentrenrelevantem Hauptsorti-
ment werden bestandsschützende Festsetzungen getroffen: Erneuerungen und bauli-
che Änderungen, die nicht mit einer Erweiterung der Verkaufsfläche verbunden sind, 
sind in diesen Fällen nach § 1 Abs. 10 BauNVO allgemein zulässig. 
 
 
Umsetzung des Vergnügungsstättenkonzeptes 
Um städtebaulich erwünschte Nutzungen durch Vergnügungsstätten nicht zu verdrän-
gen, sind zur räumlichen Steuerung der Einzelhandelsentwicklung die Ziele des Ver-
gnügungsstättenkonzeptes der Stadt Kehl bei der Aufstellung von Bebauungsplänen 
zu berücksichtigen. 
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Mit der Änderung der Bebauungspläne sind in den Misch- und Gewerbegebieten Ver-
gnügungsstätten der Kategorien A3 und B4 gemäß Vergnügungsstätten-Konzept der 
Stadt Kehl nicht zulässig. 
 
Vergnügungsstätten sollen sich im Stadtgebiet an Standorten ansiedeln, wo das stö-
rungsfreie Nebeneinander mit anderen Nutzungen möglich ist. So können empfindliche 
Bereiche geschützt werden. 
 
Für eine planungsrechtliche Festsetzung nach § 1 Abs. 5 und 9 BauNVO bedarf es 
städtebaulicher Gründe. In der Vergangenheit hat sich gezeigt, dass gerade durch 
Spielhallen städtebaulich erwünschte Nutzungen wie Einzelhandel, Gastronomie oder 
Dienstleistungen verdrängt werden. Gleichzeitig werden auch die Wohnqualität gemin-
dert und die verbleibenden Wohnnutzungen gestört. Vergnügungsstätten wie Bars, 
Spielhallen, Wettbüros etc. bringen meist eine erhebliche (Lärm-)Belästigung mit sich. 
Als Folge kann es zu Abwanderungen von Käuferschichten und Leerständen oder aber 
Neuansiedlungen weiterer entsprechender Anlagen kommen, wodurch ein sog. Tra-
ding-Down-Effekt ausgelöst werden kann. 
 
 

IV Begründung der planungsrechtlichen Festsetzungen  
 
 

IV.1 Art der baulichen Nutzung 
Entsprechend der planungsrechtlichen Festsetzungen zur Art der baulichen Nutzung in 
den rechtsgültigen Bebauungsplänen sollen diese bei der Änderung der Bebauungs-
pläne zur Umstellung auf die aktuelle BauNVO und zur Umsetzung der städtebaulichen 
Entwicklungskonzepte in den Grundzügen übernommen werden. Änderungen werden 
in Bezug auf die Steuerung des Einzelhandels und die Steuerung der Vergnügungs-
stätten vorgenommen. 
 
 
Einzelhandelsbetriebe 
In den Mischgebieten sollen im Einzelfall, wenn der Standort sich in integrierter und 
teilintegrierter Lage befinden, Einzelhandelsbetriebe mit nahversorgungsrelevantem 
und nicht zentrenrelevantem Hauptsortiment gem. Kehler Sortimentsliste (siehe An-
hang) bis zu einer Verkaufsfläche von max. 800 m² und einer Bruttogeschossfläche 
von max. 1.200 m², davon auf max. 10 % der Verkaufsfläche weitere zentrenrelevante 
Sortimente gem. Kehler Sortimentsliste (siehe Anhang) als Ergänzungs- und Randsor-
timente zugelassen werden. 
 
In den Gewerbegebieten sollen im Einzelfall, wenn der Standort sich in integrierter und 
teilintegrierter Lage befinden und wenn zur Sicherung der wirtschaftlichen Stabilität die 
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Gewerbeflächen nicht ausschließlich dem Handwerk sowie dem produzierenden und 
verarbeitendem Gewerbe vorbehalten bleiben sollen, Einzelhandelsbetriebe mit nicht 
zentrenrelevantem Hauptsortiment gem. Kehler Sortimentsliste (siehe Anhang) bis zu 
einer Verkaufsfläche von max. 800 m² und einer Bruttogeschossfläche von max. 1.200 
m², davon auf max. 10 % der Verkaufsfläche weitere zentrenrelevante Sortimente gem. 
Kehler Sortimentsliste (siehe Anhang) als Ergänzungs- und Randsortimente zugelas-
sen werden. 
 
Die Stadt geht davon aus, dass untergeordnete Verkaufsflächen für zentrenrelevante 
Randsortimente in Einzelhandels- und sonstigen Gewerbe- und Handelsbetrieben für 
alle angebotenen Randsortimente zusammen nicht mehr als 10 % der Verkaufsfläche 
des jeweiligen Betriebs und pro Randsortiment nicht mehr als 200 m² Verkaufsfläche 
umfassen. 
 
Als Randsortiment in diesem Sinn gelten die in der Kehler Sortimentsliste (siehe An-
hang) jeweils in einer Zeile aufgeführten zentrenrelevanten Sortimente (z.B. Bücher) 
oder Sortimentsgruppen (z.B. Glas, Porzellan, Keramik). 
 
Das Einzelhandelskonzept für die Stadt Kehl gilt als Grundlage für Entscheidungen für 
die weitere städtebauliche Entwicklung in Kehl mit dem vorrangigen Ziel der Stärkung 
der Kehler Innenstadt und dem Erhalt der Nahversorgung in den Stadtquartieren und 
den Ortsteilen. 
 
 
Handwerkerprivileg 
Um den Verkauf von im Plangebiet produzierten Waren zu ermöglichen, soll in allen 
Gewerbegebieten ein sogenanntes Handwerkerprivileg aufgenommen werden. Dies er-
laubt, ausnahmsweise Verkaufsflächen zuzulassen, wenn sie auf dem Grundstück mit 
einem Produktions- oder Handwerksbetrieb verbunden sind, um ausschließlich dort 
hergestellte oder weiter zu verarbeitende oder weiter verarbeitete Produkte zu veräu-
ßern, wenn die Verkaufsfläche der sonstigen Betriebsfläche deutlich untergeordnet ist. 
Die Stadt geht in der Regel davon aus, dass eine deutlich untergeordnete Verkaufsflä-
che in produzierenden Betrieben nicht mehr als 5 % der Geschossfläche und maximal 
100 m² Verkaufsfläche ausmachen kann. 
 
 
Fremdkörperfestsetzungen 
Bei einer Fremdkörperfestsetzung nach § 1 Abs. 10 BauNVO handelt es sich um eine 
anlagenbezogene Festsetzung im Sinne einer Einzelfallregelung, bei der der an sich 
abstrakte Normencharakter des Bebauungsplans verlassen wird und sich die Festset-
zungen konkret auf bestimmte vorhandene Nutzungen beziehen. 
 
Die Anwendung der Fremdkörperfestsetzung setzt ein überwiegend bebautes Gebiet 
und eine vorhandene bauliche Anlage, die bereits baurechtlich genehmigt ist und die 
bei der Überplanung des Gebiets unzulässig wird, voraus. Auf keinen Fall soll durch 
eine Fremdkörperfestsetzung ein durch die vorhandene unzulässig werdende Nutzung 
bereits bestehender städtebaulicher Missstand festgeschrieben werden oder durch Er-
weiterung sogar noch verstärkt werden. 
Erweiterungen, Erneuerungen und bauliche Änderungen der vorhandenen unzulässi-
gen Anlage, die nicht mit einer Erweiterung der Verkaufsfläche verbunden sind, sollen 
im Einzelfall zulässig sein. 
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Die besondere Festsetzung nach § 1 Abs. 10 BauNVO beschränkt sich räumlich je-
weils auf die in den planungsrechtlichen Festsetzungen festgesetzten Flurstücke, die 
zum Satzungsbeschluss im amtlichen Liegenschaftskataster dargestellt sind. 
 
Eine Erweiterung der Verkaufsfläche im Vergleich zur bestehenden Verkaufsfläche soll 
durch die planungsrechtliche Festsetzung einer maximalen Verkaufsfläche ausge-
schlossen werden. 
 
Zur Dokumentation und Berechnung der aktuell vorhandenen Verkaufsflächen wurden 
vorhandene Bauakten gesichtet, während einer Vor-Ort Begehung, im Beisein der Ge-
schäftsführung, ein Aufmaß gemacht und die einzelnen Verkaufsflächen summiert. Ei-
ne geringfügige Erweiterung um rund 5 bis 10 % der vorhandenen Verkaufsfläche soll 
ermöglicht werden. 
 
Das Einzelhandelsgutachten sieht explizit für die Überplanung von Baugebieten im Be-
stand Fremdkörperfestsetzungen als Ausnahmeregelung vor. Erweiterungen, Erneue-
rungen und bauliche Änderungen der vorhandenen Einzelhandelseinrichtung mit dem 
im Zeitpunkt der Festsetzung angebotenen Hauptsortiment gem. Kehler Sortimentslis-
te, auf dem Grundstück, die nicht mit einer Erweiterung der Verkaufsfläche verbunden 
sind, sind nach § 1 Abs. 10 BauNVO allgemein zulässig. Nutzungsänderungen zu ei-
nem Einzelhandelsbetrieb mit einem anderen Hauptsortiment als das im Zeitpunkt der 
Festsetzung angebotene sind unzulässig. 
 
Mit der Fremdkörperfestsetzung bleiben die Einzelhandelsbetriebe durch Erweiterun-
gen, Erneuerungen und bauliche Änderungen wettbewerbsfähig und gleichzeitig halten 
sich Umsatzsteigerungen in sehr engen Grenzen und in einem städtebaulich noch ver-
tretbaren Umfang. Eine ausschließlich quantitative Festschreibung des Bestands auf 
die jetzt vorhandenen Verkaufsflächen (passiver Bestandsschutz) wird im Einzelfall 
nicht angestrebt. Die vorhandenen Einzelhandelsbetriebe mit nahversorgungs- und 
zentrenrelevanten Sortimenten haben auf Grund ihrer Bestandsdauer ihre schädlichen 
Auswirkungen bereits entfaltet. Diese sind über einen gewissen Zeitraum dann über-
windbar, wenn in der Zwischenzeit sichergestellt ist, dass keine weiteren Entwicklun-
gen ermöglicht werden, die die Zeitdauer der Schädigung verlängern bzw. diese in er-
heblichem Maß intensivieren. Eine Aufgabe der bestehenden Angebote ist in einem 
mittleren Zeithorizont nicht zu erwarten. Gleichzeitig bedeutet jede wie auch immer ge-
artete Regelung, die eine kontinuierliche und „unbegrenzte“ Weiterentwicklung des Be-
standes unterbindet, dass für die Akteure an den Wettbewerbsstandorten eine Pla-
nungssicherheit besteht, die es erlaubt, mittel- bis langfristig die entstandenen städte-
baulich-funktionalen Schäden abzubauen. 
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Vergnügungsstätten 
Mit der Änderung der Bebauungspläne sind in den Misch- und Gewerbegebieten Ver-
gnügungsstätten der Kategorien A5 und B6 gemäß Vergnügungsstätten-Konzept der 
Stadt Kehl nicht zulässig. 
Durch Vergnügungsstätten werden städtebaulich erwünschte Nutzungen wie Einzel-
handel, Gastronomie oder Dienstleistungen verdrängt und gleichzeitig werden auch die 
Wohnqualität gemindert und die verbleibenden Wohnnutzungen gestört. Gewerbeflä-
chen sollen dem Handwerk sowie dem produzierenden und verarbeitendem Gewerbe 
vorbehalten bleiben. Bei einer zunehmenden Inanspruchnahme von Gewerbeflächen 
durch Vergnügungsstätten besteht die Gefahr, dass der auf der Grundlage des Einzel-
handelskonzepts entwickelte Gewerbeflächenbedarf nicht erreicht bzw. die Entwick-
lung beeinträchtigt wird. 
 
Im Folgenden werden für die einzelnen Bebauungsplanänderungen die planungsrecht-
lichen Festsetzungen zur Art der baulichen Nutzung begründet. 
 
 
Bebauungsplan "Auenheim-Süd" in Kehl-Auenheim, 8. Ä nderung  
Das Plangebiet liegt östlich des Kehler Rheinhafens und ist von der Ortschaft Auen-
heim räumlich weit abgesetzt. Der Bebauungsplan "Auenheim-Süd" in Kehl-Auenheim 
ist am 21.01.1981 in Kraft getreten. 
 
Das Gewerbegebiet Auenheim Süd soll ausschließlich dem Handwerk sowie dem pro-
duzierenden und verarbeitendem Gewerbe vorbehalten bleiben. Die gute verkehrliche 
Anbindung durch die Bundesstraße B 28 und B 36 eignete sich gleichermaßen für Lo-
gistikbetriebe. 
 
Ausnahmsweise zulässig sind Verkaufsflächen, wenn sie auf dem Grundstück mit ei-
nem Produktions- oder Handwerksbetrieb verbunden sind, um ausschließlich dort her-
gestellte oder weiter zu verarbeitende oder weiter verarbeitete Produkte zu veräußern, 
wenn die Verkaufsfläche der sonstigen Betriebsfläche deutlich untergeordnet ist. Die 
Stadt geht in der Regel davon aus, dass eine deutlich untergeordnete Verkaufsfläche 
in produzierenden Betrieben nicht mehr als 5 % der Geschossfläche und maximal 100 
m² Verkaufsfläche ausmachen kann. 
 
Einzelhandelsbetriebe sind generell nicht zulässig. Das Gewerbegebiet liegt räumlich 
weit abgesetzt außerhalb der Ortschaft Auenheim, außerhalb des Nahversorgungsbe-
reiches der Ortschaft Auenheim und damit an einem nicht integrierten Standort. Durch 
den generellen Ausschluss von Einzelhandelsbetrieben soll die Einzelhandelsentwick-
lung auf die (Einzelhandels-)Innenstadt konzentriert und die Nahversorgung in der Ort-
schaft Auenheim gestärkt werden. 
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Nicht zulässig sind u.a. Vergnügungsstätten der Kategorien A und B gemäß Vergnü-
gungsstättenkonzept der Stadt Kehl. Die Gewerbeflächen sollen dem Handwerk sowie 
dem produzierenden und verarbeitendem Gewerbe vorbehalten bleiben. Bei einer zu-
nehmenden Inanspruchnahme von Gewerbeflächen durch Vergnügungsstätten besteht 
die Gefahr, dass der auf der Grundlage des Einzelhandelskonzepts entwickelte Ge-
werbeflächenbedarf nicht erreicht bzw. die Entwicklung beeinträchtigt wird. 
 
 
Bebauungsplan "Korker Straße" in Kehl-Bodersweier, 3. Änderung 
Das Plangebiet liegt zwischen dem Ahbach und der Korker Straße am südöstlichen 
Ortsrand der Ortschaft Bodersweier. Die Erschließung erfolgt über die Korker Straße (L 
90). Der Bebauungsplan "Korker Straße" in Kehl-Bodersweier ist am 29.10.1988 in 
Kraft getreten. 
 
Das Mischgebiet dient dem Wohnen und der Unterbringung von Gewerbebetrieben, die 
das Wohnen nicht stören. 
 
Nicht zulässig sind Einzelhandelsbetriebe jeder Art, Schank- und Speisewirtschaften 
sowie Betriebe des Beherbergungsgewerbes, Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale 
und sportliche Zwecke, Gartenbaubetriebe, Tankstellen und Vergnügungsstätten der 
Kategorien A und B gemäß Vergnügungsstättenkonzept der Stadt Kehl. 
 
Das Gewerbegebiet Korker Straße soll ausschließlich dem Handwerk sowie dem pro-
duzierenden und verarbeitendem Gewerbe vorbehalten bleiben. 
 
Einzelhandelsbetriebe sind generell nicht zulässig. Das Gewerbegebiet liegt räumlich 
am südöstlichen Ortsrand der Ortschaft Bodersweier und damit an einem nicht inte-
grierten Standort. Durch den generellen Ausschluss von Einzelhandelsbetrieben soll 
die Einzelhandelsentwicklung auf die (Einzelhandels-)Innenstadt konzentriert und die 
Nahversorgung in der Ortschaft Bodersweier gestärkt werden. 
 
Nicht zulässig sind u.a. Vergnügungsstätten der Kategorien A und B gemäß Vergnü-
gungsstättenkonzept der Stadt Kehl. Die Gewerbeflächen sollen dem Handwerk sowie 
dem produzierenden und verarbeitendem Gewerbe vorbehalten bleiben. Bei einer zu-
nehmenden Inanspruchnahme von Gewerbeflächen durch Vergnügungsstätten besteht 
die Gefahr, dass der auf der Grundlage des Einzelhandelskonzepts entwickelte Ge-
werbeflächenbedarf nicht erreicht bzw. die Entwicklung beeinträchtigt wird. 
 
 
Bebauungsplan "Plauelbach / B 36" in Kehl-Boderswei er, 2. Änderung 
Das Plangebiet liegt zwischen Bodersweier und der Kehler Kernstadt direkt an der B 
36. und ist von der Ortschaft Bodersweier räumlich weit abgesetzt. Der Bebauungsplan 
"Plauelbach / B 36" in Kehl-Bodersweier ist am 06.08.1998 in Kraft getreten. 
 
Das Gewerbegebiet Plauelbach soll ausschließlich dem Handwerk sowie dem produ-
zierenden und verarbeitendem Gewerbe vorbehalten bleiben. Die gute verkehrliche 
Anbindung durch die Bundesstraße B 36 eignete sich gleichermaßen für Handwerk 
sowie dem produzierenden und verarbeitendem Gewerbe. 
 
Ausnahmsweise zulässig sind Verkaufsflächen, wenn sie auf dem Grundstück mit ei-
nem Produktions- oder Handwerksbetrieb verbunden sind, um ausschließlich dort her-
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gestellte oder weiter zu verarbeitende oder weiter verarbeitete Produkte zu veräußern, 
wenn die Verkaufsfläche der sonstigen Betriebsfläche deutlich untergeordnet ist. Die 
Stadt geht in der Regel davon aus, dass eine deutlich untergeordnete Verkaufsfläche 
in produzierenden Betrieben nicht mehr als 5 % der Geschossfläche und maximal 100 
m² Verkaufsfläche ausmachen kann. 
 
Einzelhandelsbetriebe sind generell nicht zulässig. Das Gewerbegebiet liegt räumlich 
weit abgesetzt außerhalb der Ortschaft Bodersweier und außerhalb der Nahversor-
gungsbereiche der Ortschaften Bodersweier und Querbach. Durch den generellen 
Ausschluss von Einzelhandelsbetrieben soll die Einzelhandelsentwicklung auf die (Ein-
zelhandels-)Innenstadt konzentriert und die Nahversorgung in der Ortschaft Boders-
weier gestärkt werden. 
 
Nicht zulässig sind u.a. Vergnügungsstätten der Kategorien A und B gemäß Vergnü-
gungsstättenkonzept der Stadt Kehl. Die Gewerbeflächen sollen dem Handwerk sowie 
dem produzierenden und verarbeitendem Gewerbe vorbehalten bleiben. Bei einer zu-
nehmenden Inanspruchnahme von Gewerbeflächen durch Vergnügungsstätten besteht 
die Gefahr, dass der auf der Grundlage des Einzelhandelskonzepts entwickelte Ge-
werbeflächenbedarf nicht erreicht bzw. die Entwicklung beeinträchtigt wird. 
 
 
Bebauungsplan "Ried II" in Kehl-Bodersweier, 1. Änd erung 
Das Plangebiet liegt zwischen der Leutesheimer Straße (K 5365) und der Straße Im 
Fuchseck am nordwestlichen Ortsrand der Ortschaft Bodersweier. Die Erschließung er-
folgt über die Leutesheimer Straße (K 5365). Der Bebauungsplan "Ried II" in Kehl-
Bodersweier ist am 23.04.1971 in Kraft getreten. 
 
Das Mischgebiet dient dem Wohnen und der Unterbringung von Gewerbebetrieben, die 
das Wohnen nicht stören. 
 
Nicht zulässig sind Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften sowie Be-
triebe des Beherbergungsgewerbes, Gartenbaubetriebe, Tankstellen und Vergnü-
gungsstätten der Kategorien A und B gemäß Vergnügungsstättenkonzept der Stadt 
Kehl. 
 
Das Gewerbegebiet Ried soll ausschließlich dem Handwerk sowie dem produzieren-
den und verarbeitendem Gewerbe vorbehalten bleiben. 
 
Ausnahmsweise zulässig sind Verkaufsflächen, wenn sie auf dem Grundstück mit ei-
nem Produktions- oder Handwerksbetrieb verbunden sind, um ausschließlich dort her-
gestellte oder weiter zu verarbeitende oder weiter verarbeitete Produkte zu veräußern, 
wenn die Verkaufsfläche der sonstigen Betriebsfläche deutlich untergeordnet ist. Die 
Stadt geht in der Regel davon aus, dass eine deutlich untergeordnete Verkaufsfläche 
in produzierenden Betrieben nicht mehr als 5 % der Geschossfläche und maximal 100 
m² Verkaufsfläche ausmachen kann. 
 
Einzelhandelsbetriebe sind generell nicht zulässig. Das Gewerbegebiet liegt räumlich 
am nordwestlichen Ortsrand der Ortschaft Bodersweier und damit an einem nicht inte-
grierten Standort. Durch den generellen Ausschluss von Einzelhandelsbetrieben soll 
die Einzelhandelsentwicklung auf die (Einzelhandels-)Innenstadt konzentriert und die 
Nahversorgung in der Ortschaft Bodersweier gestärkt werden. 
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Nicht zulässig sind u.a. Vergnügungsstätten der Kategorien A und B gemäß Vergnü-
gungsstättenkonzept der Stadt Kehl. Die Gewerbeflächen sollen dem Handwerk sowie 
dem produzierenden und verarbeitendem Gewerbe vorbehalten bleiben. Bei einer zu-
nehmenden Inanspruchnahme von Gewerbeflächen durch Vergnügungsstätten besteht 
die Gefahr, dass der auf der Grundlage des Einzelhandelskonzepts entwickelte Ge-
werbeflächenbedarf nicht erreicht bzw. die Entwicklung beeinträchtigt wird. 
 
 
Bebauungsplan "Ried III" in Kehl-Bodersweier, 3. Än derung 
Das Plangebiet liegt zwischen der Leutesheimer Straße (K 5365) und der Straße Im 
Fuchseck am nordwestlichen Ortsrand der Ortschaft Bodersweier. Die Erschließung er-
folgt über die Handwerkstraße. Der Bebauungsplan "Ried III" in Kehl-Bodersweier ist 
am 16.10.2003 in Kraft getreten. 
 
Das Gewerbegebiet Ried soll ausschließlich dem Handwerk sowie dem produzieren-
den und verarbeitendem Gewerbe vorbehalten bleiben. 
 
Ausnahmsweise zulässig sind Verkaufsflächen, wenn sie auf dem Grundstück mit ei-
nem Produktions- oder Handwerksbetrieb verbunden sind, um ausschließlich dort her-
gestellte oder weiter zu verarbeitende oder weiter verarbeitete Produkte zu veräußern, 
wenn die Verkaufsfläche der sonstigen Betriebsfläche deutlich untergeordnet ist. Die 
Stadt geht in der Regel davon aus, dass eine deutlich untergeordnete Verkaufsfläche 
in produzierenden Betrieben nicht mehr als 5 % der Geschossfläche und maximal 100 
m² Verkaufsfläche ausmachen kann. 
 
Einzelhandelsbetriebe sind generell nicht zulässig. Das Gewerbegebiet liegt räumlich 
am nordwestlichen Ortsrand der Ortschaft Bodersweier und damit an einem nicht inte-
grierten Standort. Durch den generellen Ausschluss von Einzelhandelsbetrieben soll 
die Einzelhandelsentwicklung auf die (Einzelhandels-)Innenstadt konzentriert und die 
Nahversorgung in der Ortschaft Bodersweier gestärkt werden. 
 
Nicht zulässig sind u.a. Vergnügungsstätten der Kategorien A und B gemäß Vergnü-
gungsstättenkonzept der Stadt Kehl. Die Gewerbeflächen sollen dem Handwerk sowie 
dem produzierenden und verarbeitendem Gewerbe vorbehalten bleiben. Bei einer zu-
nehmenden Inanspruchnahme von Gewerbeflächen durch Vergnügungsstätten besteht 
die Gefahr, dass der auf der Grundlage des Einzelhandelskonzepts entwickelte Ge-
werbeflächenbedarf nicht erreicht bzw. die Entwicklung beeinträchtigt wird. 
 
 
Bebauungsplan "Alter Sportplatz" in Kehl-Goldscheue r, 2. Änderung 
Das Plangebiet liegt zwischen der Römerstraße (B 36) und der Uhlandstraße mitten in 
der Ortschaft Goldscheuer. Die Erschließung erfolgt über die Tullastraße. Der Bebau-
ungsplan "Alter Sportplatz" in Kehl-Goldscheuer ist am 12.03.1974 in Kraft getreten. 
 
Das Mischgebiet dient dem Wohnen und der Unterbringung von Gewerbebetrieben, die 
das Wohnen nicht stören. Es liegt direkt an der Ortsdurchfahrt, Römerstraße (B 36), 
mitten in der Ortschaft Goldscheuer und damit an einem integrierten Standort. 
 
An diesem integrierten Standort in zentraler Lage sind Einzelhandelsbetriebe mit nah-
versorgungsrelevantem und nicht zentrenrelevantem Hauptsortiment gem. Kehler Sor-
timentsliste (siehe Punkt II) bis zu einer Verkaufsfläche von max. 800 m² und einer 
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Bruttogeschossfläche von max. 1.200 m², davon auf max. 10 % der Verkaufsfläche 
weitere zentrenrelevante Sortimente gem. Kehler Sortiments-liste (siehe Punkt II) als 
Ergänzungs- und Randsortimente zulässig. 
 
Nicht zulässig sind Einzelhandelsbetriebe mit zentrenrelevantem Hauptsortiment, mit 
Ausnahme der nahversorgungsrelevanten Sortimente, gem. Kehler Sortimentsliste, 
Einzelhandelsbetriebe mit überwiegendem Sex- und Erotiksortiment, Gartenbaubetrie-
be, Tankstellen und Vergnügungsstätten der Kategorien A und B gemäß Vergnü-
gungsstättenkonzept der Stadt Kehl. 
 
Das Gewerbegebiet soll ausschließlich dem Handwerk sowie dem produzierenden und 
verarbeitendem Gewerbe vorbehalten bleiben. 
 
Ausnahmsweise zulässig sind Anlagen für sportliche Zwecke, um die vorhandene Reit-
sportanlage in ihrem Bestand zu schützen. 
 
Ausnahmsweise zulässig sind Verkaufsflächen, wenn sie auf dem Grundstück mit ei-
nem Produktions- oder Handwerksbetrieb verbunden sind, um ausschließlich dort her-
gestellte oder weiter zu verarbeitende oder weiter verarbeitete Produkte zu veräußern, 
wenn die Verkaufsfläche der sonstigen Betriebsfläche deutlich untergeordnet ist. Die 
Stadt geht in der Regel davon aus, dass eine deutlich untergeordnete Verkaufsfläche 
in produzierenden Betrieben nicht mehr als 5 % der Geschossfläche und maximal 100 
m² Verkaufsfläche ausmachen kann. 
 
Einzelhandelsbetriebe sind generell nicht zulässig. Das Gewerbegebiet liegt räumlich 
mitten in der Ortschaft Goldscheuer. Durch den generellen Ausschluss von Einzelhan-
delsbetrieben soll die Einzelhandelsentwicklung auf die (Einzelhandels-)Innenstadt 
konzentriert und die Nahversorgung in der Ortschaft Goldscheuer gestärkt werden. 
 
Nicht zulässig sind u.a. Vergnügungsstätten der Kategorien A und B gemäß Vergnü-
gungsstättenkonzept der Stadt Kehl. Die Gewerbeflächen sollen dem Handwerk sowie 
dem produzierenden und verarbeitendem Gewerbe vorbehalten bleiben. Bei einer zu-
nehmenden Inanspruchnahme von Gewerbeflächen durch Vergnügungsstätten besteht 
die Gefahr, dass der auf der Grundlage des Einzelhandelskonzepts entwickelte Ge-
werbeflächenbedarf nicht erreicht bzw. die Entwicklung beeinträchtigt wird. 
 
 
Bebauungsplan "Kleine Waseneck" in Kehl-Goldscheuer , 4. Änderung 
Das Plangebiet liegt westlich der Römerstraße (B 36) und nördlich der Industriestraße, 
außerhalb der Wohnlagen, abgesetzt am südlichen Ortsrand der Ortschaft Goldscheu-
er. In direkter Nachbarschaft befindet sich der interkommunale Gewerbepark BA.SIC 
und das Gewerbegebiet Stockfeld. Der Bebauungsplan "Kleine Waseneck" in Kehl-
Goldscheuer ist am 17.08.2002 in Kraft getreten. 
 
Das Gewerbegebiet Waseneck soll ausschließlich dem Handwerk sowie dem produzie-
renden und verarbeitendem Gewerbe vorbehalten bleiben. Die gute verkehrliche An-
bindung durch die Bundesstraße B 36 eignete sich gleichermaßen für Handwerk sowie 
dem produzierenden und verarbeitendem Gewerbe. 
 
Ausnahmsweise zulässig sind Getränkemärkte, die Getränke weit überwiegend als Kis-
tenware / Gebinde anbieten. Zentrenrelevante Randsortimente (inkl. Getränke nicht in 
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Kisten / Gebinden) sind dabei auf maximal 10 % der Gesamtverkaufsfläche zulässig. 
Nach dem Einzelhandelskonzept der Stadt Kehl und der 1. Fortschreibung werden Ge-
tränke nicht mehr als zentrenrelevant angesehen, da diese oft in Kisten und in größe-
ren Mengen eingekauft werden. Mit dem Betrieb eines Getränkemarktes gehen eine 
Reihe störender Faktoren einher (An- und Ablieferverkehr mit Lkws, Be- und Entladen 
im Kundenverkehr etc.). Mit der Ausnahmeregelung soll der Besonderheit eines Ge-
tränkemarktes mit möglichen störenden Faktoren, die in einem Gewerbegebiet ge-
bietsverträglich sind, Rechnung getragen werden. Getränkemärkte, die die Schwelle 
zur Großflächigkeit nicht übersteigen, sollen im Gewerbegebiet Waseneck ausnahms-
weise zulässig sein. 
 
Ausnahmsweise zulässig sind Verkaufsflächen, wenn sie auf dem Grundstück mit ei-
nem Produktions- oder Handwerksbetrieb verbunden sind, um ausschließlich dort her-
gestellte oder weiter zu verarbeitende oder weiter verarbeitete Produkte zu veräußern, 
wenn die Verkaufsfläche der sonstigen Betriebsfläche deutlich untergeordnet ist. Die 
Stadt geht in der Regel davon aus, dass eine deutlich untergeordnete Verkaufsfläche 
in produzierenden Betrieben nicht mehr als 5 % der Geschossfläche und maximal 100 
m² Verkaufsfläche ausmachen kann. 
 
Einzelhandelsbetriebe sind generell nicht zulässig. Das Gewerbegebiet liegt räumlich 
am südlichen Ortsrand der Ortschaft Goldscheuer und damit an einem nicht integrier-
ten Standort. Durch den generellen Ausschluss von Einzelhandelsbetrieben soll die 
Einzelhandelsentwicklung auf die (Einzelhandels-)Innenstadt konzentriert und die Nah-
versorgung in der Ortschaft Goldscheuer gestärkt werden. 
 
Nicht zulässig sind u.a. Vergnügungsstätten der Kategorien A und B gemäß Vergnü-
gungsstättenkonzept der Stadt Kehl. Die Gewerbeflächen sollen dem Handwerk sowie 
dem produzierenden und verarbeitendem Gewerbe vorbehalten bleiben. Bei einer zu-
nehmenden Inanspruchnahme von Gewerbeflächen durch Vergnügungsstätten besteht 
die Gefahr, dass der auf der Grundlage des Einzelhandelskonzepts entwickelte Ge-
werbeflächenbedarf nicht erreicht bzw. die Entwicklung beeinträchtigt wird. 
 
 
Bebauungsplan "Stockfeld I" in Kehl-Goldscheuer, 1.  Änderung 
Das Plangebiet liegt südlich der Eschauer Allee, außerhalb der Wohnlagen, abgesetzt 
am südlichen Ortsrand der Ortschaft Goldscheuer. In direkter Nachbarschaft befindet 
sich der interkommunale Gewerbepark BA.SIC und das Gewerbegebiet Waseneck. 
Der Bebauungsplan "Stockfeld I" in Kehl-Goldscheuer ist am 08.10.1999 in Kraft getre-
ten. 
 
Das Gewerbegebiet Stockfeld soll in erster Linie dem Handwerk sowie dem produzie-
renden und verarbeitendem Gewerbe vorbehalten bleiben. Die gute verkehrliche An-
bindung durch die Eschauer Allee eignete sich gleichermaßen für Handwerk sowie 
dem produzierenden und verarbeitendem Gewerbe. 
 
Am südlichen Ortsrand der Ortschaft Goldscheuer sind Einzelhandelsbetriebe mit nicht 
zentrenrelevantem Hauptsortiment gem. Kehler Sortimentsliste bis zu einer Verkaufs-
fläche von max. 800 m² und einer Bruttogeschossfläche von max. 1.200 m², davon auf 
max. 10 % der Verkaufsfläche weitere zentrenrelevante Sortimente gem. Kehler Sorti-
mentsliste (siehe Punkt II) als Ergänzungs- und Randsortimente zulässig. 
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Ausnahmsweise zulässig sind Getränkemärkte, die Getränke weit überwiegend als Kis-
tenware / Gebinde anbieten. Zentrenrelevante Randsortimente (inkl. Getränke nicht in 
Kisten / Gebinden) sind dabei auf maximal 10 % der Gesamtverkaufsfläche zulässig. 
Nach dem Einzelhandelskonzept der Stadt Kehl und der 1. Fortschreibung werden Ge-
tränke nicht mehr als zentrenrelevant angesehen, da diese oft in Kisten und in größe-
ren Mengen eingekauft werden. Mit dem Betrieb eines Getränkemarktes gehen eine 
Reihe störender Faktoren einher (An- und Ablieferverkehr mit Lkws, Be- und Entladen 
im Kundenverkehr etc.). Mit der Ausnahmeregelung soll der Besonderheit eines Ge-
tränkemarktes mit möglichen störenden Faktoren, die in einem Gewerbegebiet ge-
bietsverträglich sind, Rechnung getragen werden. 
 
Ausnahmsweise zulässig sind Verkaufsflächen, wenn sie auf dem Grundstück mit ei-
nem Produktions- oder Handwerksbetrieb verbunden sind, um ausschließlich dort her-
gestellte oder weiter zu verarbeitende oder weiter verarbeitete Produkte zu veräußern, 
wenn die Verkaufsfläche der sonstigen Betriebsfläche deutlich untergeordnet ist. Die 
Stadt geht in der Regel davon aus, dass eine deutlich untergeordnete Verkaufsfläche 
in produzierenden Betrieben nicht mehr als 5 % der Geschossfläche und maximal 100 
m² Verkaufsfläche ausmachen kann. 
 
Nicht zulässig sind Einzelhandelsbetriebe mit zentrenrelevantem Hauptsortiment gem. 
Kehler Sortimentsliste, Einzelhandelsbetriebe mit überwiegendem Sex- und Erotiksor-
timent, Bordelle und bordellartige Betriebe, Tankstellen, Anlagen für sportliche Zwecke, 
Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke und Vergnü-
gungsstätten der Kategorien A und B gemäß Vergnügungsstättenkonzept der Stadt 
Kehl. 
 
Das Gewerbegebiet liegt räumlich am südlichen Ortsrand der Ortschaft Goldscheuer 
und damit an einem teilintegrierten Standort. Durch den Ausschluss von zentrenrele-
vanten Einzelhandelsbetrieben soll die Einzelhandelsentwicklung auf die (Einzelhan-
dels-)Innenstadt konzentriert und die Nahversorgung in der Ortschaft Goldscheuer ge-
stärkt werden. 
 
Die Gewerbeflächen sollen dem Handwerk sowie dem produzierenden und verarbei-
tendem Gewerbe vorbehalten bleiben. Bei einer zunehmenden Inanspruchnahme von 
Gewerbeflächen durch Vergnügungsstätten besteht die Gefahr, dass der auf der 
Grundlage des Einzelhandelskonzepts entwickelte Gewerbeflächenbedarf nicht er-
reicht bzw. die Entwicklung beeinträchtigt wird. 
 
 
Bebauungsplan "Hafenstraße / Südstraße" in Kehl-Sta dt, 1. Änderung 
Das Plangebiet liegt im Kehler Rheinhafen nördlich der Kehler Kernstadt und ist vom 
zentralen Versorgungsbereich der Innenstadt räumlich weit abgesetzt. Der Bebau-
ungsplan "Hafenstraße / Südstraße" in Kehl-Stadt ist am 13.11.1996 in Kraft getreten. 
 
Das Kehler Hafengebiet soll ausschließlich dem Handwerk sowie dem produzierenden 
und verarbeitendem Gewerbe vorbehalten bleiben. Die gute verkehrstechnische An-
bindung (Wasser, Schiene, Straße, Luft) eignet sich gleichermaßen für Gewerbe- und 
Industriebetriebe. 
 
Ausnahmsweise zulässig sind Betriebe des Kfz-Handwerks mit räumlich angeglieder-
tem Kfz-Verkauf sowie Kfz-Ersatzteil- bzw. -zubehörverkauf. Die Kfz-
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Handwerksbetriebe sollen in ihrer Entwicklungsfähigkeit nicht behindert werden und es 
soll ihnen ermöglicht werden, Kraftfahrtzeuge einschließlich Kfz-Ersatzteile und Kfz-
Zubehör an Endverbraucher zu verkaufen. Von den Betrieben des Kfz-Handwerks mit 
räumlich angegliedertem Kfz-Verkauf sowie Kfz-Ersatzteil- bzw. -zubehörverkauf sind 
keine negativen Auswirkungen auf den zentralen Versorgungsbereich der Innenstadt 
zu erwarten. 
 
Ausnahmsweise zulässig sind Verkaufsflächen, wenn sie auf dem Grundstück mit ei-
nem Produktions- oder Handwerksbetrieb verbunden sind, um ausschließlich dort her-
gestellte oder weiter zu verarbeitende oder weiter verarbeitete Produkte zu veräußern, 
wenn die Verkaufsfläche der sonstigen Betriebsfläche deutlich untergeordnet ist. Die 
Stadt geht in der Regel davon aus, dass eine deutlich untergeordnete Verkaufsfläche 
in produzierenden Betrieben nicht mehr als 5 % der Geschossfläche und maximal 100 
m² Verkaufsfläche ausmachen kann. 
 
Einzelhandelsbetriebe sind generell nicht zulässig. Das Gewerbegebiet liegt im Kehler 
Rheinhafen nördlich der Kehler Kernstadt, außerhalb des zentralen Versorgungsbe-
reichs der Innenstadt und damit an einem nicht integrierten Standort. Durch den gene-
rellen Ausschluss von Einzelhandelsbetrieben soll die Einzelhandelsentwicklung auf 
die (Einzelhandels-)Innenstadt konzentriert werden. 
 
Nicht zulässig sind u.a. Vergnügungsstätten der Kategorien A und B gemäß Vergnü-
gungsstättenkonzept der Stadt Kehl. Die Gewerbeflächen sollen dem Handwerk sowie 
dem produzierenden und verarbeitendem Gewerbe vorbehalten bleiben. Bei einer zu-
nehmenden Inanspruchnahme von Gewerbeflächen durch Vergnügungsstätten besteht 
die Gefahr, dass der auf der Grundlage des Einzelhandelskonzepts entwickelte Ge-
werbeflächenbedarf nicht erreicht bzw. die Entwicklung beeinträchtigt wird. 
 
 
Bebauungsplan "Junkerörtel" in Kehl-Kork, 2. Änderu ng 
Das Plangebiet liegt nördlich der Landstraße (L 90) am südlichen Ortsrand der Ort-
schaft Kork. Der Bebauungsplan "Junkerörtel" in Kehl-Kork ist am 28.10.1998 in Kraft 
getreten. 
 
Das allgemeine Wohngebiet dient vorwiegend dem Wohnen. Es schließt an das 
Mischgebiet an und liegt südlich der Straße Im Junkerörtel am südlichen Ortsrand der 
Ortschaft Kork. 
 
Das Mischgebiet dient dem Wohnen und der Unterbringung von Gewerbebetrieben, die 
das Wohnen nicht stören. Es schließt an das eingeschränkte Gewerbegebiet an und 
liegt nördlich der Straße Im Junkerörtel am südlichen Ortsrand der Ortschaft Kork. 
 
Im Mischgebiet sind Einzelhandelsbetriebe generell nicht zulässig. Es schließt an das 
allgemeine Wohngebiet an und ist über die Wohnstraße Im Junkerörtel erschlossen. 
 
Das Gewerbegebiet Junkerörtel liegt in der ersten Reihe, direkt an der Landstraße (L 
90) und soll in erster Linie dem Handwerk sowie dem produzierenden und verarbeiten-
dem Gewerbe vorbehalten bleiben. Die gute verkehrliche Anbindung durch die Land-
straße (L 90) eignete sich gleichermaßen für Handwerk sowie dem produzierenden 
und verarbeitendem Gewerbe. 
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Zulässig sind u.a. Einzelhandelsbetriebe mit nicht zentrenrelevantem Hauptsortiment 
gem. Kehler Sortimentsliste bis zu einer Verkaufsfläche von max. 800 m² und einer 
Bruttogeschossfläche von max. 1.200 m², davon auf max. 10 % der Verkaufsfläche 
weitere zentrenrelevante Sortimente gem. Kehler Sortimentsliste als Ergänzungs- und 
Randsortimente. 
 
Nicht zulässig sind u.a. Vergnügungsstätten der Kategorien A und B gemäß Vergnü-
gungsstättenkonzept der Stadt Kehl. Die Gewerbeflächen sollen dem Handwerk sowie 
dem produzierenden und verarbeitendem Gewerbe vorbehalten bleiben. Bei einer zu-
nehmenden Inanspruchnahme von Gewerbeflächen durch Vergnügungsstätten besteht 
die Gefahr, dass der auf der Grundlage des Einzelhandelskonzepts entwickelte Ge-
werbeflächenbedarf nicht erreicht bzw. die Entwicklung beeinträchtigt wird. 
 
 
Bebauungsplan "Lummertskeller III" in Kehl-Kork, 1.  Änderung 
Das Plangebiet liegt östlich der Oberdorfstraße am Rand des Wohngebiets Lum-
mertskeller. Der Bebauungsplan "Lummertskeller III" in Kehl-Kork ist am 12.07.2004 in 
Kraft getreten. 
 
Das allgemeine Wohngebiet dient vorwiegend dem Wohnen. Es schließt an das 
Mischgebiet an und liegt östlich der Oberdorfstraße am Rand des Wohngebiets Lum-
mertskeller. 
 
Das Mischgebiet dient dem Wohnen und der Unterbringung von Gewerbebetrieben, die 
das Wohnen nicht stören. Es liegt an der Oberdorfstraße, die bis in den Korker Orts-
kern führt und damit an einem integrierten Standort. Es schließt an der westlichen Sei-
te an das Wohnbaugebiet Lummertkeller an. 
 
An diesem integrierten Standort in zentraler Lage sind Einzelhandelsbetriebe mit nah-
versorgungsrelevantem und nicht zentrenrelevantem Hauptsortiment gem. Kehler Sor-
timentsliste (siehe Punkt II) bis zu einer Verkaufsfläche von max. 800 m² und einer 
Bruttogeschossfläche von max. 1.200 m², davon auf max. 10 % der Verkaufsfläche 
weitere zentrenrelevante Sortimente gem. Kehler Sortimentsliste (siehe Punkt II) als 
Ergänzungs- und Randsortimente zulässig. 
 
Nicht zulässig sind Einzelhandelsbetriebe mit zentrenrelevantem Hauptsortiment, mit 
Ausnahme der nahversorgungsrelevanten Sortimente, gem. Kehler Sortimentsliste, 
Einzelhandelsbetriebe mit überwiegendem Sex- und Erotiksortiment, Anlagen für sport-
liche Zwecke, Tankstellen und Vergnügungsstätten der Kategorien A und B gemäß 
Vergnügungsstättenkonzept der Stadt Kehl. 
 
Die Gewerbeflächen sollen dem Handwerk sowie dem produzierenden und verarbei-
tendem Gewerbe vorbehalten bleiben. Bei einer zunehmenden Inanspruchnahme von 
Gewerbeflächen durch Vergnügungsstätten besteht die Gefahr, dass der auf der 
Grundlage des Einzelhandelskonzepts entwickelte Gewerbeflächenbedarf nicht er-
reicht bzw. die Entwicklung beeinträchtigt wird. 
 
 
Bebauungsplan "Lange Sand" in Kehl-Leutesheim, 1. Ä nderung 
Das Plangebiet liegt am nördlichen Ortsrand der Ortschaft Leutesheim. Die Erschlie-
ßung erfolgt über die Nordstraße, Langesandstraße Feldwörthstraße und Ortenauer 
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Straße. Der Bebauungsplan "Lange Sand" in Kehl-Leutesheim ist am 05.11.1986 in 
Kraft getreten. 
 
Das allgemeine Wohngebiet dient vorwiegend dem Wohnen. Es umschließt das 
Mischgebiet und liegt am nördlichen Ortsrand der Ortschaft Leutesheim. 
 
Das Mischgebiet dient dem Wohnen und der Unterbringung von Gewerbebetrieben, die 
das Wohnen nicht stören. Es liegt südlich der Langesandstraße mitten in einem über-
wiegend durch Wohnen geprägten Wohngebiet an einem nicht integrierten Standort. 
 
Einzelhandelsbetriebe sind generell nicht zulässig. Das Mischgebiet liegt räumlich am 
nördlichen Ortsrand der Ortschaft Leutesheim und damit an einem nicht integrierten 
Standort. Durch den generellen Ausschluss von Einzelhandelsbetrieben soll die Ein-
zelhandelsentwicklung auf die (Einzelhandels-)Innenstadt konzentriert und die Nahver-
sorgung in den Ortschaften Auenheim, Bodersweier und Leutesheim gestärkt werden. 
 
Nicht zulässig sind u.a. Vergnügungsstätten der Kategorien A und B gemäß Vergnü-
gungsstättenkonzept der Stadt Kehl. Die Gewerbeflächen sollen dem Handwerk sowie 
dem produzierenden und verarbeitendem Gewerbe vorbehalten bleiben. Bei einer zu-
nehmenden Inanspruchnahme von Gewerbeflächen durch Vergnügungsstätten besteht 
die Gefahr, dass der auf der Grundlage des Einzelhandelskonzepts entwickelte Ge-
werbeflächenbedarf nicht erreicht bzw. die Entwicklung beeinträchtigt wird. 
 
 
Bebauungsplan "Sägewerkstraße" in Kehl-Leutesheim, 1. Änderung 
Das Plangebiet liegt am östlichen Ortsrand der Ortschaft Leutesheim. Die Erschließung 
erfolgt über die Sägewerkstraße. Der Bebauungsplan "Sägewerkstraße" in Kehl-
Leutesheim ist am 24.09.1999 in Kraft getreten. 
 
Das Mischgebiet dient dem Wohnen und der Unterbringung von Gewerbebetrieben, die 
das Wohnen nicht stören. Es liegt an der Sägewerkstraße am östlichen Ortsrand der 
Ortschaft Leutesheim an einem nicht integrierten Standort. 
 
Einzelhandelsbetriebe sind generell nicht zulässig. Das Mischgebiet liegt räumlich am 
östlichen Ortsrand der Ortschaft Leutesheim und damit an einem nicht integrierten 
Standort. Durch den generellen Ausschluss von Einzelhandelsbetrieben soll die Ein-
zelhandelsentwicklung auf die (Einzelhandels-)Innenstadt konzentriert und die Nahver-
sorgung in den Ortschaften Auenheim, Bodersweier und Leutesheim gestärkt werden. 
 
Nicht zulässig sind u.a. Vergnügungsstätten der Kategorien A und B gemäß Vergnü-
gungsstättenkonzept der Stadt Kehl. Die Gewerbeflächen sollen dem Handwerk sowie 
dem produzierenden und verarbeitendem Gewerbe vorbehalten bleiben. Bei einer zu-
nehmenden Inanspruchnahme von Gewerbeflächen durch Vergnügungsstätten besteht 
die Gefahr, dass der auf der Grundlage des Einzelhandelskonzepts entwickelte Ge-
werbeflächenbedarf nicht erreicht bzw. die Entwicklung beeinträchtigt wird. 
 
 
Bebauungsplan "Im Mättel" in Kehl-Marlen, 1. Änderu ng 
Das Plangebiet liegt östlich der Kehler Straße (B 36) südwestlichen Ortsrand der Ort-
schaft Marlen. Der Bebauungsplan "Im Mättel" in Kehl-Marlen ist am 15.07.2003 in 
Kraft getreten. 
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Das allgemeine Wohngebiet dient vorwiegend dem Wohnen. Es schließt an das östlich 
liegende Mischgebiet an und liegt an der Straße Im Mättel. 
 
Das Mischgebiet dient dem Wohnen und der Unterbringung von Gewerbebetrieben, die 
das Wohnen nicht stören. Es liegt direkt an der Ortsdurchfahrt, Kehler Straße (B 36), 
am südwestlichen Ortsrand der Ortschaft Marlen und damit an einem integrierten 
Standort. 
 
An diesem integrierten Standort in zentraler Lage sind Einzelhandelsbetriebe mit nah-
versorgungsrelevantem und nicht zentrenrelevantem Hauptsortiment gem. Kehler Sor-
timentsliste bis zu einer Verkaufsfläche von max. 800 m² und einer Bruttogeschossflä-
che von max. 1.200 m², davon auf max. 10 % der Verkaufsfläche weitere zentrenrele-
vante Sortimente gem. Kehler Sortimentsliste als Ergänzungs- und Randsortimente zu-
lässig. 
 
Nicht zulässig sind Einzelhandelsbetriebe mit zentrenrelevantem Hauptsortiment, mit 
Ausnahme der nahversorgungsrelevanten Sortimente, gem. Kehler Sortimentsliste, 
Einzelhandelsbetriebe mit überwiegendem Sex- und Erotiksortiment, Gartenbaubetrie-
be, Tankstellen und Vergnügungsstätten der Kategorien A und B gemäß Vergnü-
gungsstättenkonzept der Stadt Kehl. 
 
Die Gewerbeflächen sollen dem Handwerk sowie dem produzierenden und verarbei-
tendem Gewerbe vorbehalten bleiben. Bei einer zunehmenden Inanspruchnahme von 
Gewerbeflächen durch Vergnügungsstätten besteht die Gefahr, dass der auf der 
Grundlage des Einzelhandelskonzepts entwickelte Gewerbeflächenbedarf nicht er-
reicht bzw. die Entwicklung beeinträchtigt wird. 
 
 
Bebauungsplan "Marler Viehweide" in Kehl-Marlen, 3.  Änderung 
Das Plangebiet liegt an der Zunftstraße, außerhalb der Wohnlagen, abgesetzt am östli-
chen Ortsrand der Ortschaft Marlen. Der Bebauungsplan "Marler Viehweide" in Kehl-
Marlen ist am 15.01.1991 in Kraft getreten. 
 
Das Gewerbegebiet Marler Viehweide soll in erster Linie dem Handwerk sowie dem 
produzierenden und verarbeitendem Gewerbe vorbehalten bleiben. Die Lage außer-
halb der Wohnlagen eignete sich gleichermaßen für Handwerk sowie dem produzie-
renden und verarbeitendem Gewerbe. 
Einzelhandelsbetriebe sind generell nicht zulässig. Das Gewerbegebiet liegt räumlich 
am östlichen Ortsrand der Ortschaft Marlen und damit an einem nicht integrierten 
Standort. Durch den generellen Ausschluss von Einzelhandelsbetrieben soll die Ein-
zelhandelsentwicklung auf die (Einzelhandels-)Innenstadt konzentriert und die Nahver-
sorgung in den Ortschaften Goldscheuer und Marlen gestärkt werden. 
 
Ausnahmsweise zulässig sind Verkaufsflächen, wenn sie auf dem Grundstück mit ei-
nem Produktions- oder Handwerksbetrieb verbunden sind, um ausschließlich dort her-
gestellte oder weiter zu verarbeitende oder weiter verarbeitete Produkte zu veräußern, 
wenn die Verkaufsfläche der sonstigen Betriebsfläche deutlich untergeordnet ist. Die 
Stadt geht in der Regel davon aus, dass eine deutlich untergeordnete Verkaufsfläche 
in produzierenden Betrieben nicht mehr als 5 % der Geschossfläche und maximal 100 
m² Verkaufsfläche ausmachen kann. 
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Nicht zulässig sind Einzelhandelsbetriebe jeder Art, Bordelle und bordellartige Betrie-
be, Anlagen für sportliche Zwecke, Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und ge-
sundheitliche Zwecke und Vergnügungsstätten der Kategorien A und B gemäß Ver-
gnügungsstättenkonzept der Stadt Kehl. 
 
Die Gewerbeflächen sollen dem Handwerk sowie dem produzierenden und verarbei-
tendem Gewerbe vorbehalten bleiben. Bei einer zunehmenden Inanspruchnahme von 
Gewerbeflächen durch Vergnügungsstätten besteht die Gefahr, dass der auf der 
Grundlage des Einzelhandelskonzepts entwickelte Gewerbeflächenbedarf nicht er-
reicht bzw. die Entwicklung beeinträchtigt wird. 
 
Erweiterungen, bauliche Änderungen und Erneuerungen der vorhandenen Einzelhan-
delseinrichtung mit Feuerwehrtechnik und -zubehör, Fahrräder und Zubehör als 
Hauptsortiment sowie dazu ergänzende Randsortimente, auf den Grundstücken Flst. 
Nr. 2726/1 und Flst. Nr. 2726/2, die nicht mit einer Erweiterung der Verkaufsfläche auf 
über 850 m² verbunden sind, sind nach § 1 Abs. 10 BauNVO allgemein zulässig. 
 
Die besondere Festsetzung nach § 1 Abs. 10 BauNVO beschränkt sich räumlich auf 
die Grundstücke Flst. Nr. 2726/1 und Flst. Nr. 2726/2, die zum Satzungsbeschluss im 
amtlichen Liegenschaftskataster dargestellt sind. Eine Erweiterung der Verkaufsfläche 
im Vergleich zur bestehenden Verkaufsfläche soll durch die planungsrechtliche Fest-
setzung einer maximalen Verkaufsfläche ausgeschlossen werden. Die vorhandene 
bauliche Anlage, die bei der Überplanung des Gebiets unzulässig wird, wurde doku-
mentiert und in der Begründung zum Bebauungsplan bei der Art der baulichen Nutzung 
detailliert beschrieben. Nur im Gewerbegebiet Marler Viehweide soll eine Fremdkörper-
festsetzung für den vorhandenen Betrieb festgesetzt werden. Zur Dokumentation und 
Berechnung der aktuell vorhandenen Verkaufsflächen wurden die vorhandenen Bauak-
ten gesichtet, während einer Vor-Ort Begehung, im Beisein der Geschäftsführung, ein 
Aufmaß gemacht und die einzelnen Verkaufsflächen summiert. Die Verkaufsfläche der 
vorhandenen Einzelhandelseinrichtung mit Feuerwehrtechnik und -zubehör, Fahrräder 
und Zubehör beträgt aktuell insgesamt 790,00 m². Eine geringfügige Erweiterung um 
rund 7,5 % der vorhandenen Verkaufsfläche soll ermöglicht werden. In der Fremdkör-
perfestsetzung ist festgesetzt, dass eine Erweiterung der Verkaufsfläche über 850 m² 
nicht zulässig ist. 
 
 

IV.2 Maß der baulichen Nutzung 
Im Folgenden wird für den Bebauungsplan "Ried II" in Kehl-Bodersweier, 1. Änderung, 
die planungsrechtlichen Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung begründet. 
 
Aus Gründen des sparsamen und schonenden Umgangs mit Grund und Boden ist eine 
möglichst hohe Ausnutzung der ausgewiesenen Flächen festgesetzt. Da Bauflächen 
nicht unbegrenzt zur Verfügung stehen, sollten die Nutzungsmöglichkeiten bei der 
Überplanung von Gebieten nicht zu eng gefasst werden. 
 
Grundflächenzahl 
Im Mischgebiet beträgt die Grundflächenzahl (GRZ) als Höchstgrenze 0,6. Eine GRZ 
von 0,6 entspricht der Obergrenze für Mischgebiete gem. § 17 BauNVO. Die zulässige 
Grundfläche darf durch die Grundflächen der in § 19 Abs. 4 Satz 1 BauNVO bezeich-
neten Anlagen bis zu 50 Prozent überschritten werden, höchstens jedoch bis zu einer 
Grundflächenzahl von 0,8. 
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Im Gewerbegebiet beträgt die Grundflächenzahl (GRZ) als Höchstgrenze 0,8. Eine 
GRZ von 0,8 entspricht der Obergrenze für Gewerbegebiete gem. § 17 BauNVO. Die 
Grundflächenzahl von 0,8 darf nicht überschritten werden. 
 
Geschossflächenzahl 
Im Mischgebiet beträgt die Geschossflächenzahl (GFZ) als Höchstgrenze 1,2. Eine 
GFZ von 1,2 entspricht der Obergrenze für Mischgebiete gem. § 17 BauNVO. 
 
Im Gewerbegebiet beträgt die Geschossflächenzahl (GFZ) als Höchstgrenze 1,2. Die 
Obergrenze der GRZ beträgt gem. § 17 BauNVO in Gewerbegebieten 2,4. 
 
Höhe der baulichen Anlagen 
Im Mischgebiet beträgt die maximale Gebäudehöhe (GH) 10,5 Meter und im Gewerbe-
gebiet beträgt die maximale Gebäudehöhe (GH) 12,0 Meter. Die maximale Gebäude-
höhe (GH) der baulichen Anlagen ist bezogen auf Oberkante Verkehrsfläche mittig vor 
dem Grundstück bis zum Schnittpunkt Außenwand mit der Dachhaut. 
 
Das Maß der baulichen Nutzung wird über die Festsetzung der Grundflächenzahl 
(GRZ), der Geschossflächenzahl (GFZ) und der maximalen Gebäudehöhe (GH) ge-
steuert. 
 
Die Festsetzungen für die Grundflächenzahl (GRZ) entsprechen der Obergrenze für 
Mischgebiete bzw. Gewerbegebiete gem. § 17 BauNVO. Dadurch können einerseits 
die Grundstücke ökonomisch ausgenutzt, andererseits aber auch eine gewisse Min-
destfläche vor Versiegelung geschützt werden. 
 
 

IV.3 Bauweise 
Im Folgenden wird für den Bebauungsplan "Ried II" in Kehl-Bodersweier, 1. Änderung, 
die planungsrechtlichen Festsetzungen zur Bauweise begründet. 
 
Die Bauweise ist im zeichnerischen Teil durch Planeinschrieb festgesetzt. 
 
Im Mischgebiet sind entsprechend dem Einschrieb im Plan nur Einzel- und Doppelhäu-
ser in der offenen Bauweise zulässig. 
 
Im Gewerbegebiet sind entsprechend dem Einschrieb im Plan bauliche Anlagen in der 
offenen Bauweise nach § 22 Abs. 4 BauNVO mit seitlichem Grenzabstand als Einzel-
häuser, ohne eine Längenbeschränkung nach § 22 Abs. 2 Satz 2 BauNVO, zulässig. 
 
 

IV.4 Überbaubare Grundstücksfläche 
Im Folgenden wird für den Bebauungsplan "Ried II" in Kehl-Bodersweier, 1. Änderung, 
die planungsrechtlichen Festsetzungen zur überbaubare Grundstücksfläche begründet. 
 
Die überbaubare Grundstücksfläche ist im zeichnerischen Teil durch Baugrenzen nach 
§ 23 BauNVO festgesetzt. Die durchgängigen Baufenster der überbaubaren Grund-
stücksflächen erlauben einen Spielraum innerhalb der Grundstücke. 
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V Begründung der örtlichen Bauvorschriften 
 
 

V.1 Dachneigung 
Im Folgenden wird für den Bebauungsplan "Ried II" in Kehl-Bodersweier, 1. Änderung, 
die örtlichen Bauvorschriften zur Dachneigung begründet. 
 
Die Dachform und Dachneigung ist im zeichnerischen Teil durch Planeinschrieb fest-
gesetzt. 
 
Im Gewerbegebiet sind nur geneigte Dachformen mit einer Dachneigung (DN) von 0° 
bis maximal 25° zulässig. Für Gebäude oder Gebäudet eile, in denen überwiegend 
Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und 
Betriebsleiter, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegenüber in Grundfläche 
und Baumasse untergeordnet sind, untergebracht sind, sind nur geneigte Dachformen 
mit einer Dachneigung (DN) von 0° bis maximal 45° z ulässig. 
 
Zusätzlich sind für untergeordnete und verbindende Bauteile sowie Garagen und Car-
ports extensiv begrünte Flachdächer zulässig. 
 
 

V.2 Niederspannungsfreileitungen 
Im Folgenden wird für den Bebauungsplan "Ried II" in Kehl-Bodersweier, 1. Änderung, 
die planungsrechtlichen Festsetzungen zu Niederspannungsfreileitungen begründet. 
 
Die Verlegung neuer Versorgungsleitungen bedarf der Zustimmung der Gemeinde als 
Träger der Straßenbaulast. Die Gemeinde hat neben den wirtschaftlichen Interessen 
der jeweiligen Versorgungsträger auch die Interessen des Wegebaulastträgers und vor 
allem städtebauliche Belange in die Abwägung einzustellen. Städtebauliche Kriterien 
(Gestaltungswillen, Vermeidung von oberirdischen Masten und Drahtgeflechten) spre-
chen dafür in jedem Fall eine unterirdische Verlegung der Leitungen zu fordern. Aus 
diesem Grund wird die örtliche Bauvorschrift gem. § 74 Abs. 1 Nr. 5 LBO aufgenom-
men so, dass Niederspannungsfreileitungen im Plangebiet nicht zugelassen sind und 
das Niederspannungsnetz als Kabelnetz auszuführen ist. 
 
 

VI Artenschutz 
Bei der Bauausführung sind die am Bau Beteiligten (Bauherr, Entwurfsverfasser, Bau-
leiter und Unternehmer) im Rahmen ihres Wirkungskreises dafür verantwortlich, dass 
die öffentlich-rechtlichen Vorschriften und die aufgrund dieser Vorschriften erlassenen 
Anordnungen eingehalten werden (§ 41 LBO). 
Der Bauherr/ die Bauherrin darf nicht gegen die im Bundesnaturschutzgesetz 
(BNatSchG) geregelten Verbote zum Artenschutz verstoßen, die unter anderem für alle 
europäisch geschützten Arten gelten. Nach § 44 Abs. 1 BNatSchG ist es unter ande-
rem verboten, Tiere dieser Arten zu verletzen oder zu töten, sie erheblich zu stören 
oder ihre Fortpflanzungs- und Ruhestätten zu beschädigen oder zu zerstören. Bei Zu-
widerhandlungen drohen die Bußgeld- und Strafvorschriften der §§ 69 ff BNatSchG. 
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VII Umweltbericht gemäß § 2a BauGB 
Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB die Belange 
des Umweltschutzes, einschließlich des Naturschutzes und der Landschaftspflege zu 
berücksichtigen. Dazu ist gemäß § 2 Abs. 4 BauGB eine Umweltprüfung durchzufüh-
ren, in der die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt und in ei-
nem Umweltbericht beschrieben und bewertet werden. Die Gemeinde legt für jeden 
Bauleitplan fest, in welchem Umfang und Detaillierungsgrad die Ermittlung der Belange 
für die Abwägung erforderlich ist. 
 
Gemäß § 2a BauGB hat die Gemeinde im Aufstellungsverfahren dem Entwurf des 
Bauleitplans eine Begründung beizufügen. Der Umweltbericht bildet einen gesonderten 
Teil der Begründung. Die Umweltprüfung bezieht sich auf das, was nach jetzigem Wis-
sensstand und allgemein anerkannten Prüfmethoden sowie nach Inhalt und Detaillie-
rungsgrad des Bauleitplans in angemessener Weise geprüft werden kann. Das Ergeb-
nis der Umweltprüfung ist bei der Abwägung zu berücksichtigen.  
 
Die Methodik der Umweltprüfung orientiert sich grundsätzlich an der klassischen Vor-
gehensweise innerhalb einer Umweltverträglichkeitsstudie unter besonderer Berück-
sichtigung der Anlage zu § 2 Abs. 4 und § 2a BauGB. Dabei werden die Schutzgüter 
und ihre Bewertungen mit den jeweiligen projektspezifischen Auswirkungen und deren 
Wirkungsintensität überlagert und die daraus resultierenden Konflikte bewertet und 
dargestellt. 
 
Bei dem Sammeländerungsverfahren werden rechtsgültige Bebauungspläne geändert. 
Die Änderungen der Bebauungspläne beschränken sich auf die Art der baulichen Nut-
zung. Da die vorhandenen Eingriffe bereits vor der planerischen Entscheidung für eine 
Änderung der Bebauungspläne erfolgt sind oder zulässig waren, ist gemäß § 1a Abs.3 
BauGB ein Ausgleich nicht erforderlich. 
 
 

VII.1 Einleitung 
 
 

VII.1.1.a Kurzdarstellung des Inhalts und der wicht igsten Ziele des Bebauungsplans 
In Gewerbegebieten siedeln sich zunehmend gebietsschädliche Nutzung wie Einzel-
handelsbetriebe mit überwiegend zentrenrelevanten Sortimenten und Vergnügungs-
stätten an und verdrängen Handwerksbetriebe sowie produzierende und verarbeitende 
Gewerbebetriebe. 
 
Für im Stadtgebiet Kehl bestehende rechtsgültige Bebauungspläne gelten verschiede-
ne Baunutzungsverordnungen (BauNVO). Die BauNVO trat erstmals zum 1. August 
1962 in Kraft und wurde in den Jahren 1968, 1977, 1986, 1990 und 2013 novelliert. 
Soweit keine Übergangsvorschriften greifen, beziehen sich Festsetzungen in Bauleit-
plänen immer auf die im Zeitpunkt des Inkrafttretens des entsprechenden Bauleitplans 
geltende Fassung der Baunutzungsverordnung. 
 
Einkaufszentren, großflächige Einzelhandelsbetriebe und sonstige großflächige Han-
delsbetriebe sind seit der BauNVO 1977 außer in Kerngebieten nur in für sie festge-
setzten Sondergebieten zulässig. 
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Im Geltungsbereich von Bebauungsplänen, denen die Baunutzungsverordnungen 1962 
und 1968 zugrunde liegen, sind großflächige Einzelhandelsbetriebe in Gewerbe- und 
Industriegebieten uneingeschränkt zulässig. Verhindert werden können solche Vorha-
ben nur durch eine Änderung der Bebauungspläne im Wege der Umstellung auf die ak-
tuelle BauNVO. Die BauNVO 2013 ist nach Artikel 3 des Gesetztes vom 11.06.2013 
(BGBl. I S. 1548) am 20.09.2013 in Kraft getreten. Da die Bebauungspläne nach dem 
20.09.2013 nach § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich ausgelegt wurden, sind auf sie die 
BauNVO 2013 anzuwenden. 
 
Vergnügungsstätten stellen seit der BauNVO 1990 einen eigenständigen Nutzungsbe-
griff in der BauNVO dar und die Zulässigkeit von Vergnügungsstätten ist ausdrücklich 
und zugleich abschließend geregelt. Vergnügungsstätten sind durchgehend als beson-
dere Nutzungsart erfasst und wurden zugleich aus dem allgemeinen Begriff der Ge-
werbebetriebe herausgenommen. 
Das Einzelhandels- und das Vergnügungsstättenkonzept der Stadt Kehl, zusammen 
mit der 1. Fortschreibung des Einzelhandelskonzepts der Stadt Kehl, stellen im Sinne 
des § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB städtebauliche Entwicklungskonzepte dar und sind ins-
besondere bei der Aufstellung von Bebauungsplänen zu berücksichtigen. 
 
Mit den Bebauungsplanänderungen ergeben sich, mit Ausnahme des Bebauungsplans 
"Ried II" in Kehl-Bodersweier, 1. Änderung, ausschließlich Änderungen bei der Art der 
baulichen Nutzung. 
 
 

VII.1.1.b Angaben zum Standort 
Die Bebauungsplangebiete befinden sich in bebauten und überwiegend versiegelten 
Gebieten. 
 
 

VII.1.1.c Art des geplanten Vorhabens und Festsetzu ngen 
Mit dem Sammeländerungsverfahren werden die rechtsgültigen Bebauungspläne auf 
die aktuelle BauNVO 2013 umgestellt und die Ziele des Einzelhandels- und des Ver-
gnügungsstättenkonzepts der Stadt Kehl, zusammen mit der 1. Fortschreibung des 
Einzelhandelskonzepts der Stadt Kehl, auf der Bebauungsplanebene verbindlich um-
gesetzt. 
 
Mit den Bebauungsplanänderungen ergeben sich, mit Ausnahme des Bebauungsplans 
"Ried II" in Kehl-Bodersweier, 1. Änderung, ausschließlich Änderungen bei der Art der 
baulichen Nutzung. 
 
 

VII.1.1.d Umfang des Vorhabens und Angaben zum Beda rf an Grund und Boden 
Bei den insgesamt 15 Bebauungsplänen werden Änderungen in Bezug auf die Steue-
rung des Einzelhandels und die Steuerung der Vergnügungsstätten vorgenommen. Die 
Änderungen beschränken sich dabei auf die Art der baulichen Nutzung. Die bestehen-
den planungsrechtlichen Festsetzungen über das Maß der baulichen Nutzung, die 
überbaubaren Grundstücksflächen und die örtlichen Bauvorschriften bleiben unverän-
dert. Durch die Änderung weisen die Bebauungspläne als Angebotsplanung im Ver-
gleich zum rechtsgültigen Bebauungsplan keine weiteren Flächen für eine Bebauung 
aus und der Bedarf an Grund und Boden ändert sich nicht. 
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VII.1.1.e Umweltschutzziele aus übergeordneten Fest setzungen und Fachplanungen und 
ihre Berücksichtigung 
 
Baugesetzbuch (BauGB) 
Nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB sind die Belange des Umweltschutzes, einschließlich des 
Naturschutzes und der Landespflege zu berücksichtigen. Hierzu zählen unter anderem 
die Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen, Boden, Wasser, Luft, Klima und das Wirkungs-
gefüge zwischen ihnen, aber auch umweltbezogene Auswirkungen auf den Menschen 
und seine Gesundheit sowie die Bevölkerung insgesamt. Die Bodenschutzklausel nach 
§ 1a Abs. 2 BauGB weist auf den möglichst sparsamen und schonenden Umgang mit 
Grund und Boden hin. 
 
Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 
Nach § 1 BNatSchG sind Natur und Landschaft auf Grund ihres eigenen Wertes und 
als Lebensgrundlage des Menschen auch in Verantwortung für künftige Generationen 
im besiedelten und unbesiedelten Bereich auf Dauer zu sichern. Im § 18 Abs. 1 
BNatSchG wird das Verhältnis zum Baurecht beschrieben. Demnach ist über die Ver-
meidung, den Ausgleich und den Ersatz nach den Vorschriften des Baugesetzbuches 
zu entscheiden, wenn auf Grund der Aufstellung, Änderung, Ergänzung oder Aufhe-
bung von Bauleitplänen Eingriffe in Natur und Landschaft zu erwarten sind. 
 
Naturschutzgesetz Baden-Württemberg 
Nach den §§ 1 und 2 NatSchG sind, aufbauend auf das Bundesnaturschutzgesetz, die 
Ziele und Grundsätze des Naturschutzes und der Landschaftspflege aufgeführt. In den 
§§ 25 ff NatSchG werden Eingriffe in Natur und Landschaft definiert und die daraus re-
sultierenden Verursacherpflichten beschrieben. 
 
Bodenschutzgesetz Baden-Württemberg (BodSchG) 
Die Bodenfunktionen sind zu erhalten, der Boden vor Belastungen zu schützen und 
eingetretene Belastungen sind zu beseitigen. Hervorzuheben ist die in § 4 BodSchG. 
aufgeführte Verpflichtung zur Berücksichtigung der Belange des Bodenschutzes bei 
Baumaßnahmen, insbesondere der sparsame Umgang mit dem Boden. 
 
Regionalplan 
Die Stadt Kehl hat im Regionalplan die gewerbliche Funktion einer Industrie- und Ge-
werbevorsorgezone, die industrielle und gewerbliche Entwicklungsmöglichkeiten grö-
ßeren Umfangs zur Stützung des regionalen Arbeitsplatzangebotes ohne Flächenbe-
grenzung eingeräumt. 
 
Flächennutzungsplan 
Im geltenden Flächennutzungsplan der Stadt Kehl sind die Bebauungsplangebiete als 
Wohnbaufläche, gemischte bzw. gewerbliche Bauflächen dargestellt. 
 
 

VII.2 Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirku ngen 
 
 

VII.2.1.a Bestandsaufnahme und Bewertung 
Der Umweltzustand und die besonderen Umweltmerkmale im ungeplanten Zustand 
werden nachfolgend auf das jeweilige Schutzgut bezogen dargestellt, um die besonde-
ren Empfindlichkeiten von Umweltmerkmalen gegenüber der Planung herauszustellen 
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und Hinweise auf ihre Berücksichtigung im Zuge der planerischen Überlegungen zu 
geben. Die Bewertung der Schutzgüter erfolgt verbal argumentativ. Die Einstufung er-
folgt in drei Stufen: geringe, mittlere und hohe Bedeutung. 
 
 

VII.2.1.b Bestandsaufnahme Schutzgut Mensch 
Eine intakte Umwelt ist die Lebensgrundlage für den Menschen. Indirekt ist der Mensch 
von allen Beeinträchtigungen der Schutzgüter in seiner Umwelt betroffen. Für die Be-
trachtung des Menschen als Schutzgut selbst sind zum einen gesundheitliche Aspekte, 
in der Bauleitplanung überwiegend Lärm und andere Immissionen, zum anderen rege-
nerative Aspekte wie Erholungs-, Freizeitfunktion und Wohnqualität von Bedeutung. 
Der Schutz vor Lärmimmissionen ist eine der vorrangigen Aufgaben zur Sicherung ge-
sunder Wohn und Arbeitsverhältnisse.  
 
Mit den Bebauungsplanänderungen ergeben sich ausschließlich Änderungen bei der 
Art der baulichen Nutzung. Die Bedeutung der Lärmimmissionen wird durch die Ände-
rungen bei der Art der baulichen Nutzung nicht verändert. 
 
Aufgrund der gleichbleibenden Auswirkungen ist das Schutzgut Mensch ohne Bedeu-
tung. 
 
 

VII.2.1.c Bestandsaufnahme Schutzgut Tiere und Pfla nzen 
Tiere und Pflanzen sind wichtige Bestandteile unseres Ökosystems. Der Schutz der bi-
ologischen Vielfalt ist in das Baugesetzbuch aufgenommen. Die Bebauungsplangebie-
te bestehen überwiegend aus versiegelten Flächen. Naturschutzgebiete nach § 23 
BNatSchG, Landschaftsschutzgebiete nach § 26 BNatSchG und Natura 2000-Gebiete 
(FFH-Gebiet / Vogelschutzgebiet) nach den §§ 33 ff BNatSchG sind nicht betroffen. 
 
Mit den Bebauungsplanänderungen ergeben sich ausschließlich Änderungen bei der 
Art der baulichen Nutzung. Die Bedeutung für das Schutzgut Tiere und Pflanzen wird 
durch die Änderungen bei der Art der baulichen Nutzung nicht verändert. 
 
Aufgrund der gleichbleibenden Auswirkungen ist das Schutzgut Tiere und Pflanzen oh-
ne Bedeutung. 
 
 

VII.2.1.d Bestandsaufnahme Schutzgut Boden 
Der Boden nimmt mit seinen vielfältigen Funktionen eine zentrale Stellung im Ökosys-
tem ein. Er ist ein wichtiger Bestandteil unserer natürlichen Lebensgrundlagen. Mit 
Grund und Boden soll nach § 1a Abs. 2 BauGB sparsam und schonend umgegangen 
werden. Die Bebauungsplangebiete bestehen überwiegend aus versiegelten Flächen. 
 
Mit den Bebauungsplanänderungen ergeben sich ausschließlich Änderungen bei der 
Art der baulichen Nutzung. Die Bedeutung der Bodenfunktionen wird durch die Ände-
rungen bei der Art der baulichen Nutzung nicht verändert. 
 
Aufgrund der gleichbleibenden Auswirkungen ist das Schutzgut Boden ohne Bedeu-
tung. 
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VII.2.1.e Bestandsaufnahme Schutzgut Wasser 
Gewässer sind Bestandteil des Naturhaushaltes und Lebensraum für Tiere und Pflan-
zen und gehören zu den Lebensgrundlagen des Menschen. Beim Schutzgut Wasser 
sind die Bereiche Oberflächenwasser und Grundwasser zu unterscheiden. 
 
Oberflächenwasser 
Mit den Bebauungsplanänderungen ergeben sich ausschließlich Änderungen bei der 
Art der baulichen Nutzung. Die Bedeutung des Oberflächenwassers wird durch die Än-
derungen bei der Art der baulichen Nutzung nicht verändert. 
 
Die bei extremen Hochwasserereignissen überfluteten Flächen werden in den betroffe-
nen vorhandenen Bauleitplänen als „Hochwassergefährdetes Gebiet (HQextrem)“ ge-
kennzeichnet, bei dessen Bebauung besondere bauliche Vorkehrungen gegen äußere 
Einwirkungen oder besondere bauliche Sicherungsmaßnahmen gegen Naturgewalten 
erforderlich sind. In den hochwassergefährdeten Gebieten gelten die Bestimmungen 
der Anlagenverordnung wassergefährdender Stoffe (VAwS) in der jeweils gültigen 
Fassung. Diese VAwS regelt die materiell rechtlichen Anforderungen an Anlagen zum 
Umgang mit wassergefährdeten Stoffen wie zum Beispiel auch private Heizölverbrau-
cheranlagen. 
 
Grundwasser 
Mit den Bebauungsplanänderungen ergeben sich ausschließlich Änderungen bei der 
Art der baulichen Nutzung. Die Bedeutung des Grundwassers wird durch die Änderun-
gen bei der Art der baulichen Nutzung nicht verändert. 
 
Bauliche Anlagen unterhalb des höchsten Grundwasserstandes sind wasserdicht und 
auftriebssicher auszuführen. Zur Herstellung der Abdichtung von Baukörpern / Bautei-
len und sonstiger Anlagen dürfen keine Stoffe verwendet werden, bei denen eine 
Schadstoffbelastung des Grundwassers zu besorgen ist. 
 
Die Fundamentoberkanten sind auch in Ausnahmefällen grundsätzlich über dem mittle-
ren Grundwasserstand anzuordnen. Ist auch das Eintauchen in den mittleren Grund-
wasserstand unvermeidbar, so sind ggf. zusätzliche Baumaßnahmen erforderlich. 
 
In jedem Fall bedarf eine Baumaßnahme, die in den mittleren Grundwasserstand ein-
greift, bzw. darunter zu liegen kommt, der wasserrechtlichen Erlaubnis, da sie nach § 9 
Abs. 2 Nr. 2 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) eine Benutzung des Grundwassers dar-
stellt. Diese Erlaubnis ist zu versagen, wenn schädliche, auch durch Nebenbestim-
mungen nicht vermeidbare oder nicht ausgleichbare Gewässerveränderungen zu er-
warten sind oder andere Anforderungen nach öffentlich-rechtlichen Vorschriften nicht 
erfüllt werden. Im Übrigen steht die Erteilung der Erlaubnis im pflichtgemäßen Ermes-
sen der Wasserbehörde. 
 
Mit den Bebauungsplanänderungen ergeben sich ausschließlich Änderungen bei der 
Art der baulichen Nutzung. Die Bedeutung des Oberflächenwassers und des Grund-
wassers wird durch die Änderungen bei der Art der baulichen Nutzung nicht verändert. 
 
Aufgrund der gleichbleibenden Auswirkungen ist das Schutzgut Wasser ohne Bedeu-
tung. 
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VII.2.1.f Bestandsaufnahme Schutzgut Klima / Luft 
Das Klima eines Raumes lässt sich in verschiedenen räumlichen Dimensionen be-
trachten. Jeder Raum unterliegt dem Makroklima. Das Mesoklima wird vom Mikroklima 
beeinflusst. Das Mesoklima ist entscheidend für die Lebensqualität der Menschen in 
einem Raum. Die Faktoren Windverhältnisse, Relief und die Lage der Kaltluft- und 
Frischluftentstehungsflächen zu den Siedlungsräumen beeinflussen die Luftaustausch-
prozesse. 
 
Die Stadt Kehl liegt im Klimaraum des südlichen Oberrheintieflands. Dieser ist gekenn-
zeichnet durch heiße Sommer und milde Winter, Niederschlagsarmut bei gleichzeitig 
hoher potenzieller Verdunstung, häufiger Inversion und vorherrschend schwachen bis 
starken Winden aus südlichen bis westlichen Richtungen. 
Die Bebauungsplangebiete bestehen überwiegend aus versiegelten Flächen. 
 
Mit den Bebauungsplanänderungen ergeben sich ausschließlich Änderungen bei der 
Art der baulichen Nutzung. Die Bedeutung der Siedlungsdurchlüftung, Wärmeabsorpti-
on und Emissionen aus dem Verkehrsaufkommen und dem Hausbrand der Gebäude 
wird durch die Änderungen bei der Art der baulichen Nutzung nicht verändert. 
 
Aufgrund der gleichbleibenden Auswirkungen ist das Schutzgut Klima / Luft ohne Be-
deutung. 
 
 

VII.2.1.g Bestandsaufnahme Schutzgut Landschaft 
Bei der Betrachtung der Landschaft als Schutzgut steht das Landschaftsbild im Vor-
dergrund. Die Bebauungsplangebiete bestehen überwiegend aus versiegelten Flächen. 
 
Mit den Bebauungsplanänderungen ergeben sich ausschließlich Änderungen bei der 
Art der baulichen Nutzung. Die Bedeutung des Landschaftsbildes wird durch die Ände-
rungen bei der Art der baulichen Nutzung nicht verändert. 
 
Aufgrund der gleichbleibenden Auswirkungen ist das Schutzgut Landschaft ohne Be-
deutung. 
 
 

VII.2.1.h Bestandsaufnahme Schutzgut Kultur- und so nstige Sachgüter 
Unter Kultur- und Sachgütern sind Güter zu verstehen, die Objekte von gesellschaftli-
cher Bedeutung als archäologische Schätze darstellen und deren Nutzbarkeit durch 
das Vorhaben eingeschränkt werden können. Historische Gebäude oder Gebäudeteile 
sind auf dem Bebauungsplangebiet und in der näheren Umgebung nicht vorhanden. 
Unterhalb der Erdoberfläche liegt nach derzeitigem Kenntnisstand kein archäologi-
sches Kulturdenkmal. 
 
Mit den Bebauungsplanänderungen ergeben sich ausschließlich Änderungen bei der 
Art der baulichen Nutzung. Die Bedeutung der Baudenkmäler und der archäologischen 
Bodendenkmäler wird durch die Änderungen bei der Art der baulichen Nutzung nicht 
verändert. 
 
Aufgrund der gleichbleibenden Auswirkungen ist das Schutzgut Kultur- und Sachgüter 
ohne Bedeutung. 
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VII.2.1.i Wechselwirkungen 
Neben den einzelnen Schutzgütern sind auch die Wechselwirkungen unter diesen zu 
berücksichtigen. Der Begriff Wechselwirkungen umfasst die in der Umwelt ablaufenden 
Prozesse. Die Schutzgüter beeinflussen sich gegenseitig in unterschiedlichem Maße. 
Die Erfassung der Wechselwirkungen erfolgt schutzgutbezogen, durch die Beschrei-
bung und Beurteilung der direkten Wechselwirkungen zu anderen Schutzgütern und 
Schutzgutfunktionen. 
 
Mit den Bebauungsplanänderungen ergeben sich ausschließlich Änderungen bei der 
Art der baulichen Nutzung. Die Bedeutung der Schutzgüter und deren Wechselwirkun-
gen werden durch die Änderungen bei der Art der baulichen Nutzung nicht verändert. 
 
Aufgrund der gleichbleibenden Auswirkungen sind die Schutzgüter und deren Wech-
selwirkungen ohne Bedeutung. 
 
 

VII.2.2 Prognose zur Entwicklung des Umweltzustande s bei Durchführung und Nicht-
durchführung der Planung 
Bei Durchführung der Planung sind wie unter Ziffer VII.2.1 dargestellt keine Umwelt-
auswirkungen zu erwarten, da sich mit den Bebauungsplanänderungen ausschließlich 
Änderungen bei der Art der baulichen Nutzung ergeben. 
 
Bei Nichtdurchführung der Planung bleibt der Umweltzustand übereinstimmend mit 
dem Umweltzustand bei Durchführung der Planung und umgekehrt. 
 
 

VII.2.2.a Prognose Schutzgut Mensch 
Auf das Schutzgut Mensch sind keine Auswirkungen zu erwarten. 
 
baubedingte Auswirkungen 
keine Auswirkungen 
 
anlagebedingte Auswirkungen 
keine Auswirkungen 
 
 

VII.2.2.b Prognose Tiere und Pflanzen 
Auf das Schutzgut Tiere und Pflanzen sind keine Auswirkungen zu erwarten. 
 
baubedingte Auswirkungen 
keine Auswirkungen 
 
anlagebedingte Auswirkungen 
keine Auswirkungen 
 
 

VII.2.2.c Prognose Boden 
Auf das Schutzgut Boden sind keine Auswirkungen zu erwarten. 
 
baubedingte Auswirkungen 
keine Auswirkungen 
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anlagebedingte Auswirkungen 
keine Auswirkungen 
 
 

VII.2.2.d Prognose Wasser 
Auf das Schutzgut Wasser sind keine Auswirkungen zu erwarten. 
 
baubedingte Auswirkungen 
keine Auswirkungen 
 
anlagebedingte Auswirkungen 
keine Auswirkungen 
 
 

VII.2.2.e Prognose Klima / Luft 
Auf das Schutzgut Klima / Luft sind keine Auswirkungen zu erwarten. 
 
baubedingte Auswirkungen 
keine Auswirkungen 
 
anlagebedingte Auswirkungen 
keine Auswirkungen 
 
 

VII.2.2.f Prognose Landschaft 
Auf das Schutzgut Landschaft sind keine Auswirkungen zu erwarten. 
 
baubedingte Auswirkungen 
keine Auswirkungen 
 
anlagebedingte Auswirkungen 
keine Auswirkungen 
 
 

VII.2.2.g Prognose Kultur- und sonstige Schutzgüter  
Auf das Schutzgut Kultur- und sonstige Schützgüter sind keine Auswirkungen zu er-
warten. 
 
baubedingte Auswirkungen 
keine Auswirkungen 
 
anlagebedingte Auswirkungen 
keine Auswirkungen 
 
 

VII.2.3 Geplante Maßnahmen zur Vermeidung, Verringe rung und zum Ausgleich nachtei-
liger Umweltauswirkungen 
Die Belange des Umweltschutzes sind gem. § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB bei der Aufstel-
lung der Bauleitpläne und in der Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB zu berücksichti-
gen. Die Vorschriften des Baugesetzbuches über die Aufstellung von Bauleitplänen 
gelten gem. § 1 Abs. 8 BauGB auch für ihre Änderung, Ergänzung und Aufhebung. 
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Die Änderungen der Bebauungspläne beschränken sich auf die Art der baulichen Nut-
zung. Da die vorhandenen Eingriffe bereits vor der planerischen Entscheidung für eine 
Änderung der Bebauungspläne erfolgt sind oder zulässig waren, ist gemäß § 1a Abs.3 
BauGB ein Ausgleich nicht erforderlich. 
 
Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich erheblich nachteiliger 
Umweltauswirkungen sind nicht erforderlich. 
 
 

VII.2.3.a Maßnahmen Schutzgut Mensch 
Es sind keine Maßnahmen erforderlich. 
 
 

VII.2.3.b Maßnahmen Schutzgut Tiere und Pflanzen 
Es sind keine Maßnahmen erforderlich. 
 
 

VII.2.3.c Maßnahmen Schutzgut Boden 
Es sind keine Maßnahmen erforderlich. 
 
 

VII.2.3.d Maßnahmen Schutzgut Wasser 
Es sind keine Maßnahmen erforderlich. 
 
 

VII.2.3.e Maßnahmen Schutzgut Klima / Luft 
Es sind keine Maßnahmen erforderlich. 
 
 

VII.2.3.f Maßnahmen Schutzgut Landschaft 
Es sind keine Maßnahmen erforderlich. 
 
 

VII.2.3.g Maßnahmen Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter 
Es sind keine Maßnahmen erforderlich. 
 
 

VII.2.4 Alternative Planungsmöglichkeiten 
Für im Stadtgebiet Kehl bestehende rechtsgültige Bebauungspläne gelten verschiede-
ne Baunutzungsverordnungen (BauNVO). 
 
Das Einzelhandels- und das Vergnügungsstättenkonzept der Stadt Kehl, zusammen 
mit der 1. Fortschreibung des Einzelhandelskonzepts der Stadt Kehl, stellen im Sinne 
des § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB städtebauliche Entwicklungskonzepte dar und sind ins-
besondere bei der Aufstellung von Bebauungsplänen zu berücksichtigen. 
 
Mit den Bebauungsplanänderungen wird ausschließlich die Art der baulichen Nutzung 
geregelt. Alternative Planungsmöglichkeiten sind nicht gegeben. 
 
Bei Nichtdurchführung der Bebauungsplanänderungen können sich in Gewerbegebie-
ten zunehmend gebietsschädliche Nutzung wie Einzelhandelsbetriebe mit überwiegend 
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zentrenrelevanten Sortimenten und Vergnügungsstätten ansiedeln und Handwerksbe-
triebe sowie produzierende und verarbeitende Gewerbebetriebe verdrängen. 
 
 

VII.3 Zusätzliche Angaben 
 
 

VII.3.1.a Beschreibung der wichtigsten Merkmale der  verwendeten technischen Verfahren 
Mit den Bebauungsplanänderungen wird ausschließlich die Art der baulichen Nutzung 
geregelt. Die Bebauungsplangebiete befinden sich alle im bebauten Gebiet. 
 
Die Beschreibung und Bewertung des Umweltzustandes erforderte keine besondere 
Erhebung. Spezielle technische Verfahren wurden nicht angewendet. 
 
 

VII.3.1.b Beschreibung der Maßnahmen zur Überwachun g der erheblichen Umweltauswir-
kungen (Monitoring) 
Nach § 4c BauGB überwacht die Stadt die geplanten Maßnahmen, um insbesondere 
erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen frühzeitig zu erkennen und in der Lage zu 
sein, geeignete Maßnahmen zur Abhilfe zu ergreifen. 
 
Eine erneute Überwachung der erheblichen Umweltauswirkungen ist mit den Bebau-
ungsplanänderungen nicht erforderlich. 
 
 

VII.3.1.c Allgemeinverständliche Zusammenfassung 
In Gewerbegebieten siedeln sich zunehmend gebietsschädliche Nutzung wie Einzel-
handelsbetriebe mit überwiegend zentrenrelevanten Sortimenten und Vergnügungs-
stätten an und verdrängen Handwerksbetriebe sowie produzierende und verarbeitende 
Gewerbebetriebe. 
 
Für im Stadtgebiet Kehl bestehende rechtsgültige Bebauungspläne gelten verschiede-
ne Baunutzungsverordnungen (BauNVO). Die BauNVO trat erstmals zum 1. August 
1962 in Kraft und wurde in den Jahren 1968, 1977, 1986, 1990 und 2013 novelliert. 
Soweit keine Übergangsvorschriften greifen, beziehen sich Festsetzungen in Bauleit-
plänen immer auf die im Zeitpunkt des Inkrafttretens des entsprechenden Bauleitplans 
geltende Fassung der Baunutzungsverordnung. 
 
Einkaufszentren, großflächige Einzelhandelsbetriebe und sonstige großflächige Han-
delsbetriebe sind seit der BauNVO 1977 außer in Kerngebieten nur in für sie festge-
setzten Sondergebieten zulässig. 
 
Im Geltungsbereich von Bebauungsplänen, denen die Baunutzungsverordnungen 1962 
und 1968 zugrunde liegen, sind großflächige Einzelhandelsbetriebe in Gewerbe- und 
Industriegebieten uneingeschränkt zulässig. Verhindert werden können solche Vorha-
ben nur durch eine Änderung der Bebauungspläne im Wege der Umstellung auf die ak-
tuelle BauNVO. Die BauNVO 2013 ist nach Artikel 3 des Gesetztes vom 11.06.2013 
(BGBl. I S. 1548) am 20.09.2013 in Kraft getreten. Da die Bebauungspläne nach dem 
20.09.2013 nach § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich ausgelegt wurden, sind auf sie die 
BauNVO 2013 anzuwenden. 
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Vergnügungsstätten stellen seit der BauNVO 1990 einen eigenständigen Nutzungsbe-
griff in der BauNVO dar und die Zulässigkeit von Vergnügungsstätten ist ausdrücklich 
und zugleich abschließend geregelt. Vergnügungsstätten sind durchgehend als beson-
dere Nutzungsart erfasst und wurden zugleich aus dem allgemeinen Begriff der Ge-
werbebetriebe herausgenommen. 
 
Das Einzelhandels- und das Vergnügungsstättenkonzept der Stadt Kehl, zusammen 
mit der 1. Fortschreibung des Einzelhandelskonzepts der Stadt Kehl, stellen im Sinne 
des § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB städtebauliche Entwicklungskonzepte dar und sind ins-
besondere bei der Aufstellung von Bebauungsplänen zu berücksichtigen. 
 
Mit den Bebauungsplanänderungen wird, mit Ausnahme des Bebauungsplans "Ried II" 
in Kehl-Bodersweier, 1. Änderung, ausschließlich die Art der baulichen Nutzung gere-
gelt. 
 
Die Änderung bei der Art der baulichen Nutzung beschränkt sich auf die Zulässigkeit 
von Einzelhandelsbetrieben und Vergnügungsstätten. Weitere Arten von Nutzungen 
wurden im Vergleich zu den bestehenden planungsrechtlich festgesetzten Arten von 
Nutzungen nicht geändert. 
 
 


